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1. Begriff und Arten der Rechtsnachfolge 


„Rechtsnachfolge“ bedeutet Eintritt in Rechte 
und Verpflichtungen einer anderen Perſon. Der Rechts⸗ 
vorgänger überträgt Rechte und Pflichten. Der 
Rechts nachfolger erwirbt fie von ihm. 

‚Der Übergang kann auf Willenserklärung 
(Beiſpiel: Übereignung eines Unternehmens, Teſtament), 
behördliche Anordnung (Beiſpiel: Forderungs⸗ 
pfändung und Forderungsüberweiſung) oder Geſetz (Bei⸗ 
ſpiel: geſetzliche Erbfolge) beruhen. 

übernimmt der Rechtsnachfolger die geſamte Rechts⸗ 
ſtellung oder eine abgeſchloſſene Maſſe von Rechten und 
Pflichten als Ganzes, ohne daß Ein zel übertragung 
erforderlich iſt, fo ſpricht man von „Geſamtrechts⸗ 
nachfolge“. Werden dagegen nur einzelne Gegen ⸗ 
ſtände übertragen, ſo iſt der Rechtsnachfolger nur 
Einzelrechts nachfolger. 

Nach dem geltenden Recht iſt Einzel rechtsnachfolge 
die Regel und Geſamt rechtsnachfolge die Aus- 
nahme. 

Geſamtrechtsnachfolge iſt nur in den durch Geſetz aus⸗ 
drücklich vorgeſehenen Fällen möglich. Sie tritt z. B. ein 
bei Erbfolge (§ 1922 BGB), Verſchmelzung von 
Kapitalgeſellſchaften (88 233 bis 252 Aktien⸗ 
geſetz, Verſtaatlichung von Aktiengeſell⸗ 
ſchaften (8 253 Aktiengeſetz), Übertragung des 
Vermögens einer Aktiengeſellſchaft auf 
einen Verſicherungsverein a. G. (§ 254 Aktien⸗ 
geſetz), Umwandlung von Kapitalgeſell⸗ 
ſchaften in Perſonengeſellſchaften oder 
Einzelunternehmen ($ 2 Geſetz über die Umwand⸗ 
lung von Kapitalgeſellſchaften vom 5. Juli 1984). 


6. re des Geſamtrechtsnachfolgers 
ahren, 

7. Stellung des Geſamtrechtsnachfolgers im Zwangsvollſtreckungs⸗ 
verfahren, 

8. Übergang ſteuerlicher Befugniſſe des Rechtsvorgängers auf den 
Geſamtrechtsnachfolger, 

9. Bedeutung des Rechtsvorgängers für die zukünftigen ſteuer⸗ 
lichen Pflichten des Geſamtrechtsnachfolgers. 


im Rechtsmittelver⸗ 


Geſamtrechtsnachfolge tritt auch im Familienre cht 
bei Vereinbarung der allgemeinen Gütergemeinſchaft, Er⸗ 
rungenſchaftsgemeinſchaft oder Fahrnisgemeinſchaft hinſicht⸗ 
lich des Geſamtguts ein (89 1438 Abs. 2, 1483 Abi. 3, 1519 
Abſ. 2 und 1549 BGB). Für dieſe nicht typiſche Art von 
Geſamtrechtsnachfolge gelten die folgenden Ausführungen 


nicht. 

Ob eine Perſon Geſamtrechtsnachfolger oder 
Ein zel rechtsnachfolger iſt, ergibt ſich nicht aus dem 
Steuerrecht, ſondern aus dem bürgerlichen Recht. Das 
Steuerrecht behandelt nur die ſteuerlichen Folgen, 
die eintreten, wenn jemand Rechtsnachfolger einer anderen 


Perſon geworden iſt. 


Beiſpiel: 
Lehmann unterhält ein Kolonialwarengeſchäft. Zu dem 
Unternehmen gehören ein Betriebsgrundſtück, Einrichtungs⸗ 
gegenſtände, Geld, Waren und Forderungen. 


Veräußert Lehmann das Geſchäft an Schulze, ſo wird 
Schulze den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts gemäß erſt 
dann Eigentümer des Grundſtu cks mit Zubehör, wenn 
er im Grundbuch als ſolcher eingetragen iſt, Eigentümer 
des Warenlagers und des Geldes, wenn ihm die 
Waren und das Geld übergeben worden ſind, und 
Gläubiger der Forderungen wenn fie im einzelnen 
abgetreten worden ſind (Einzelrechtsnachfolge). 


Stirbt dagegen Lehmann, und wird Schulze Erbe, 
dann wird Schulze § 1922 BOB gemäß im Zeitpunkt des Todes 
des Lehmann ohne weiteres Eigentümer aller dieſer 
Gegenſtände. Einzelübertragung iſt nicht erforderlich. Die 
Umſchreibung im Grundbuch iſt lediglich eine Berichtigung der 
durch den Erbfall unrichtig gewordenen Eigentümereintragung 
im Grundbuch und nicht etwa erſt der die ie 
tragung begründende Akt (Geſamtrechtsnachfolge). 
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2. Der Gefamtredtsnahfolger 


Grundſatz: Der Geſamtrechtsnachfolger tritt in die 
geſamte Rechtsſtellung des Rechtsvorgängers ein. Er 
übernimmt die Rechte und Pflichten des Rechtsvor⸗ 
gängers. Der Rechtsvorgänger verliert ſie. 

Dieſer Grundſatz gilt auch im Steuerrecht. Bei 
einigen ſteuerlichen. Pflichten ergeben ſich jedoch Ein⸗ 
ſchränkungen. 

Die Reichsabgabenordnung kennt als materiell⸗ rechtliche 
ſteuerliche Pflichten die Steuerſchuld und die Haft⸗ 
pflicht (8 97 Abſ. 1 und 2 AO). Steuerſchuldner 
iſt, wer nach den Steuergeſetzen eine Steuer als Selbſt⸗ 
ſchuldner zu entrichten hat. Haftſchuldner iſt, wer 
neben dem Steuerſchuldner oder an deſſen Stelle 
perſönlich für deſſen Steuerſchuld einſtehen muß ($ 97 
Abſ. 2 AO). Hinweis auf Reinhardt, Steuerhaftung beim 
Erwerb eines Unternehmens oder eines Grundſtücks in 
DEZ 1935 Nr. 11 bis 18. 

Außer dieſen materiell-rechtlichen Steuerpflichten kennt 
das Steuerrecht noch ſteuerliche Hilfspflichten. 
Dieſe ergeben ſich im weſentlichen aus 88 103 bis 108, 117, 
160 bis 203 AD und den einzelnen Steuergeſetzen (Beiſpiele: 
Auskunftspflicht, Aufzeichnungspflicht, Führung des 
Wareneingangsbuchs). 

Inwieweit im Rechtsmittelverfahren und im 
Vollſtreckungsverfahren der Geſamtrechtsnach⸗ 
folger in die Rechksſtellung des Vorgängers eintritt, iſt durch 
beſondere Vorſchriften geregelt (Hinweis auf Be⸗ 
gründung zum Steueranpaſſungsgeſetz, RStBl. 1934 S. 1403 
und 1404). 


3. Übergang von Steuerſchulden des Rechtsvorgängers auf 
den Geſamtrechtsnachfolger 


88 Abſ. 1 StAnpG lautet: 
„Bei Geſamtrechtsnachfolge (3.8. bei Erbfolge oder 
bei Verſchmelzung von Geſellſchaften) geht die 
Steuerſchuld des Rechtsvorgängers auf den Rechts⸗ 
nachfolger über.“ 


Die Steuerihuld entfteht, ſobald der Tatbeſtand 
verwirklicht iſt, an den das Geſetz die Steuer knüpft (8 8 
Abſ. 1 StAnpfcg)). 

Alle Steuerſchulden, die bereits in der Perſon des 
Rechts vorgängers entſtanden find, gehen daher auf 
den Rechts nachfolgerüber. Ob die Steuer ſchon feſt⸗ 
geſetzt oder fällig war, iſt gleichgültig. Zu den 
Steuerſchulden des Rechtsvorgängers gehören auch die 
Steuerſchulden, die früher auf den Rechtsvorgänger 
8 8 Abſ. 1 StAnpch gemäß übergegangen waren. 

Durch den Eintritt der Geſamtrechtsnachfolge wird der 
Geſamtrechtsnachfolger Steuer ſchuldner (8 8 Abi. 1 
e Der Rechtsvorgänger wird der Steuerſchulden 
edig. 

Der Geſamtrechtsnachfolger wird nicht nur Haft- 
ſchuldner. Hinweis auf Reinhardt, DStg 1935 Nr 11. 
Infolgedeſſen kann gegen ihn auch kein Haftungsbeſcheid 
ergehen. Haftungsbeſcheide gibt es nur gegen Haft⸗ 
ſchuldner, nicht gegen Steuer ſchuldner. Die Geltend⸗ 
machung der Steuerſchuld gegenüber dem Geſamtrechtsnach⸗ 
folger ift daher nicht Ermeſſens ſache, ſondern Pflicht 
der Steuerbehörde. 5 > 

Die Verjährungsfriſt, die vor Eintritt der 
Geſamtrechtsnachfolge begonnen hatte, läuft zugunſten des 
Geſamtrechtsnachfolgers weiter. 5 

Unterbrechungs handlungen des Finanz⸗ 
amts, die dem Rechtsvorgänger gegenüber vorgenommen 
wurden, wirken auch gegen den Geſamtrechtsnachfolger. 

Wenn der Rechtsvorgänger Steuerhinter⸗ 
ziehung begangen hat, ſo iſt die Verjährungsfriſt auch 
dem Geſamtrechtsnachfolger gegenüber zehn Jahre, ſelbſt 
wenn er keine Kenntnis von der Steuerhinterziehung des 
Rechtsvorgängers hatte (§ 144 AD). 

Vor Geltung des Steueranpaſſungsgeſetzes war der 
wichtigſte Geſamtrechtsnachfolger, der Erbe, nur 
Haft ſchuldner. § 115 Abſ. 3 Satz 1 AO lautete in der 
alten Faſſung: 


„Erben haften für die aus dem Nachlaß zu entrichtenden 
Steuern wie für Nachlaßverbindlichkeiten nach bürger- 
lichem Recht.“ 


Es fehlte eine dem $ 8 Abſ. 1 StAnpG entſprechende Vor⸗ 
ſchrift. Infolgedeſſen mußte gegen den Erben Haftungs⸗ 
beſcheid 88 118, 119 AO gemäß ergehen, damit er in An⸗ 
ſpruch genommen werden konnte (jo z. B. Urteil des R 
vom 18. Mai 1933 III A 411/31 in RStBl. 1933 S. 659). 
Heute iſt der Erlaß eines Haftungsbeſcheids gegen den 
Erben wegen der in der Perſon des Erblaſſers entſtandenen 
Steuerſchulden weder erforderlich noch zuläſſig (8 8 Abſ. 1 
StAnpGG). Im übrigen nimmt der Erbe eine Sonder- 
ſlellung ein (Hinweis auf Abſchnitt 5 unten). 


4. Übergang von ſonſtigen ſteuerlichen Pflichten des Rechts⸗ 
vorgängers auf den Geſamtrechtsnachfolger 


§ 8 Abſ. 1 StAnpG ſpricht nur von dem Übergang der 
Steuerſchuld. Er läßt die Frage offen, inwieweit auch 
andere aus den Steuergeſetzen ſich ergebende Schulden 
und andere ſteuerliche Pflichten auf den Geſamttechts⸗ 
nachfolger übergehen. Eine allgemeine Regelung dieſer 
Frage war wegen der Verſchiedenartigkeit dieſer Pflichten 
nicht möglich. 

Aus dem Weſen der Geſamtrechtsnachfolge ergibt ſich 
das folgende: 


a) Ebenſo wie die Steuerſchuld gehen auch die anderen 
materiell rechtlichen ſteuerlichen Pflichten auf 
den Geſamtrechtsnachfolger über. 

War der Rechtsvorgänger Haftſchuldner, ſo 
wird nach Eintritt der Rechtsnachfolge der Geſamtrechts⸗ 
nachfolger Haftſchuldner. 

Iſt gegen den Rechtsvorgänger eine Erzwin⸗ 
gungsgeldſtrafe oder eine ſonſtige Ungehorſams⸗ 
folge feſtgeſetzt worden, ſo geht die Geldſchuld auf den 
Geſamtrechtsnachfolger über. Umwandlung in Erſatz⸗ 
haftſtrafen gegen ihn kommt jedoch nicht in Betracht. 

Das gleiche gilt von den ſonſtigen auf Steuer⸗ 
recht beruhenden Geldſchulden des Rechtsvorgängers 
(Hinweis auf § 6 Abſ. 3 Beitr). 

Eine Ausnahme gilt für Geldſtrafen, die nach den 
Vorſchriften des dritten Teils der AO (Kriminalſtrafen) 
durch Strafbeſcheid (8 447 AD) oder durch Unter- 
werfungsverhandlung (§ 445 AD) feſtgeſetzt 
worden ſind. Dieſe können nur im Fall des Todes 
des Beſtraften und nur dann in deſſen Nachlaß 
vollſtreckt werden, wenn fie ſchon bei Lebzeiten des Be⸗ 
ſtraften rechtskräftig geworden ſind. Eine Übertragung 
dieſer Schuld auf den Geſamtrechtsnachfolger findet 
nicht ſtatt (8 30 RStrGB). 

b) Die ſteuerlichen Hilfs pflichten dagegen find oft rein 
perſönlich. Soweit fie es nicht find (Beiſpiele find 
in dem Gutachten des RH Gr.S. D 7/83 vom 4. Dezember 
1933 in RStBL. 1934 S. 24 abgedruckt), gehen fie auf den 
Geſamtrechtsnachfolger über. Soweit ſie jedoch nur von 
einer beſtimmten Perſon erfüllt werden können 
(Beiſpiele: Auskunftserteilung. Gutachtenerſtattung, 
Eidesleiſtung), können ſie ihrer ſtreng perſönlichen Natur 
gemäß nicht auf eine andere Perſon, alſo auch nicht auf 
den Geſametrechtsnachfolger, übergehen. Hinweis auf 
die Begründung zum Steueranpaſſungsgeſetz zu 8 8 
(RSthBl. 1934 S. 1404). 


5. Sondervorſchriften für Erben 
88 Abſ. 2 StAnpG lautet: 

„Erben haften für die aus dem Nachlaß zu entrich⸗ 
tenden Steuern wie für Nachlaßverbindlichkeiten nach 
bürgerlichem Recht. Die 88 105, 106, 109 und 117 der 
Reichsabgabenordnung und Vorſchriften, die in Steuer⸗ 
geſetzen enthalten ſind, bleiben unberührt.“ 


§ 1967 BED gemäß haftet der Erbe für die Nachlas⸗ 
verbindlichkeiten perſönlich und unbeſchränkt. Zu 
den Nachlaßverbindlichkeiten gehören die vom Erblaſſer her⸗ 
rührenden Schulden, alſo auch die vom Erblaſſer her⸗ 
rührenden Steuerſchulden ($ 1967 Abſ. 2 BGB)). 
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Auch nach bürgerlichem Recht gilt alſo für den Erben 
zunächſt der Grundſatz des 8 8 Abſ. 1 StAnpG. Die Sonder⸗ 
regelung beſteht lediglich darin, daß die Leiſtungspflicht des 
Erben beſchränkbar iſt. Sie beſchränkt ſich auf Leiſtung 
aus dem Nachlaß, wenn vom Nachlaßgericht Nachlaß⸗ 
verwaltung oder Nachlaßkonkurs angeordnet worden iſt. 
Dieſe Beſchränkung auf die im Nachlaß vorhandenen Gegen⸗ 
ſtände gilt $ 8 Abſ. 2 Satz 1 StAnp gemäß auch für das 
Steuerrecht. Iſt Nachlaßverwaltung oder Nachlaß⸗ 
konkurs eröffnet worden, ſo gilt ſteuerlich das folgende: 


Der Erbe bleibt Steuerſchuldner hinſichtlich 
der in der Perſon des Erblaſſers entſtandenen Steuern (8 8 
Abſ. 1 StAnpG). Zahlung kann aber nur aus dem Nach⸗ 
laß verlangt werden. Der Erbe iſt verpflichtet, dafür zu 
ſorgen, daß aus dem Nachlaß Mittel zur Bezahlung der 
Steuerrückſtände zurückgehalten und die Steuerrückſtände be⸗ 
zahlt werden (§ 106 Abſ. 1 AO, § 8 Abſ. 2 Satz 2 StAnpG). 
Verletzt er dieſe Pflicht ſchuldhaft, jo haftet er mit ſeinem 
übrigen Vermögen unbeſchränkt perſönlich (8 109 
AD, 8 8 Abſ. 2 Satz 2 StAnpG). Beruht dagegen die Nicht⸗ 
zahlung der Steuerrückſtände nicht auf ſchuldhafter Pflicht⸗ 
verletzung des Erben, ſo kann Bezahlung der Steuerſchulden 
des Erblaſſers aus dem nicht zum Nachlaß gehörenden Ver⸗ 
mögen des Erben nicht verlangt werden. 

Die Beſchränkungsmöglichkeit des 8 8 Abſ. 2 StAnpG 
gilt nicht nur für die aus dem Nachlaß zu zahlenden 
Steuern, ſondern, dem Sinn dieſer Vorſchrift entſprechend, 
für alle Leiſtungen aus Steuerrecht, alſo z. B. auch für 
Erzwingungsſtrafen, die gegen den Erblaſſer feſt⸗ 
geſetzt waren. 

Solange Nachlaßkonkurs oder Nachlaß⸗ 
verwaltung nicht eröffnet ſind, gilt auch für den 
Erben der Grundſatz des § 8 Abſ. 1 StAnpG uneingeſchränkt. 


6. Stellung des Geſamtnachfolgers im Rechtsmittelverfahren 


Auf den Geſamtrechtsnachfolger gehen die übertrag⸗ 
baren (Hinweis auf Abſchnitte 3 und 4) Pflichten des Rechts⸗ 
vorgängers in dem Zuſtand über, in dem ſie ſich vor Ein⸗ 
tritt der Rechtsnachfolge befanden. Geſamtrechtsnachfolge 
iſt die Fortſetzung der Rechtslage des Rechts⸗ 
vorgängers in ihrer Geſamtheit (Urteil des 
Rich vom 17. November 1933 V 857/32 in RStBl. 1934 
S. 86). Daraus ergeben ſich verfahrensrechtlich vier Mög⸗ 
lichkeiten: 


a) War die Steuerſchuld dem Rechtsvor⸗ 
gänger gegenüber bei Eintritt der Rechtsnachfolge 
durch Steuerbeſcheid bereits rechtskräftig 
feſtgeſetzt, ſo gilt dieſer Beſcheid gegenüber dem 
Geſamtrechtsnachfolger. Es iſt weder ein neuer Steuer⸗ 
beſcheid noch Bekanntgabe des alten Steuerbeſcheids an 
den Geſamtrechtsnachfolger notwendig. Rechtsmittel 
ſtehen ihm nicht mehr zu. Nachſichtgewährung kommt 
nicht in Betracht (Urteil des Rey vom 30. Juni 1933 
III A 221, 222/33 in RStBl. 1933 S. 754). 

Dieſen Zuſtand kann der Rechtsnachfolger nicht da⸗ 
durch verhindern, daß er vor Eintritt der Rechtsnachfolge 

unter Hinweis auf die bevorſtehende Rechtsnachfolge 
Rechtsmittel einlegt. Ein ſolches Rechtsmittel wäre unzu⸗ 
läſſig (Urteil des RH vom 26. Oktober 1933 III A 
238/33 in RStBl. 1933 S. 1223). 

Das gleiche gilt von anderen gegen den Rechtsvor⸗ 
gänger ergangenen Beſcheiden, wie z. B. von Feſtſtel⸗ 
lungsbeſcheiden, (Hinweis auf Erlaß des Roß vom 
20. Mai 1936 S 3300 — 660 I in RStBl 1936 ©. 565), 
Haftungsbeſcheiden, Steuermeßbeſcheiden, Abrechnungs⸗ 
beſcheiden. 


b) War ein Beſcheiddem Rechtsvorgänger be- 
kanntgegeben, aber bei Eintritt der 
Rechtsnachfolge weder rechtskräftig noch 
mit Rechtsmittel angefochten, ſo kann der 
Geſamtrechtsnachfolger Rechtsmittel einlegen. Er gehört 
zu den Perſonen, gegen die der Beſcheid ergangen iſt 
(8 238 Satz 1 AD, Urteil des NFH vom 12. Mai 1938 
III 268/37 in RStBl. 1938 S. 529). 


Die durch Bekanntgabe des Beſcheids an den Rechts⸗ 
vorgänger begonnene Rechtsmittelfriſt läuft gegenüber 
dem Geſamtrechtsnachfolger weiter. War er ohne Ver⸗ 
ſchulden verhindert, das Rechtsmittel rechtzeitig einzu⸗ 
legen, jo kann ihm Nachſicht gewährt werden (8 60 AO). 
Er kann aber nicht verlangen, daß ihm der Beſcheid zu⸗ 
geſtellt wird. 

Wenn es ſich bei der Geſamtrechtsnachfolge um 
mehrere Erben handelt, ſo kann jeder Erbe das Rechts⸗ 
mittel einlegen ($ 238 Satz 3 AO). 

c) War die Geſamtrechtsnachfolge nach Be- 
fanntgabe des Beſcheids an den Rechts⸗ 
vorgänger und nach Ablauf der Rechts⸗ 
mittelfriſt eingetreten, hatte aber der 
Rechtsvorgänger rechtzeitig Rechtsmit⸗ 
tel eingelegt, ſo wird der Geſamtrechtsnachfolger 
von Amts wegen zu dem Verfahren zugezogen. 

Diefer im § 240 Abſ. 2 Satz 2 AO nur für Rechts⸗ 
nachfolger bei Feſtſtellungsbeſcheiden, Steuermeß⸗ 
beſcheiden und Realſteuerbeſcheiden vorgeſchriebene 
Grundſatz wird bei Geſamtrechtsnachfolge allgemein an⸗ 
zuwenden ſein. Eine Unterbrechung des Verfahrens 
findet nicht ſtatt. Die AO läßt dieſe Frage offen. 

d) War ein Beſcheid bei Eintritt der Rechts⸗ 
nachfolge noch nicht bekanntgegeben, ſo 
iſt er dem Geſamtrechtsnachfolger bekanntzugeben. Die 
Rechtsmittelfriſt beginnt erſt mit der Bekanntgabe an 
dieſen. Daß der Beſcheid noch auf den Namen des Rechts⸗ 
vorgängers lautet, ſchadet nicht (Urteil des Ry vom 
30. Mai 1922 III A 21622, Amtl. Slg. Band 9 S. 306). 

Sit die Geſamtrechtsnachfolge durch Tod des Steuer⸗ 
pflichtigen eingetreten, und iſt Nachlaßkonkurs oder Nach⸗ 
laßverwaltung angeordnet, ſo müſſen die Beſcheide dem 
Konkursverwalter oder Nachlaßverwal⸗ 
ter befanntgegeben werden (Urteil des NFH vom 
7. Oktober 1936 IV A 4/36 in RStBl. 1936 S. 1062). 


7. Stellung des Geſamtrechtsnachfolgers im Zwaugsvoll⸗ 
ſtreckungsverfahren 


Die Beitreibungsordnung behandelt nur einen Sonder⸗ 
fall der Geſamtrechtsnachfolge, den Erben. § 11 Abf. 4 
BeitrO lautet: 


„Iſt ein Vollſtreckungsſchuldner geſtorben, nachdem 
gegen ihn mit der Ausführung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung begonnen worden war, ſo iſt zur Fort⸗ 
ſetzung der Zwangsvollſtreckung in den Nachlaß ein 
Leiſtungsgebot gegen den Erben, Teſtamentsvollſtrecker, 
Nachlaßverwalter oder ſonſtigen Nachlaßpfleger nicht er⸗ 
forderlich. Hat der Erbe die Erbſchaft noch nicht ange⸗ 
nommen, oder iſt der Erbe unbekannt, oder iſt es un⸗ 
gewiß, ob er die Erbſchaft angenommen hat, ſo hat die 
Vollſtreckungsabteilung, wenn bei einer Vollſtreckungs⸗ 
maßnahme die Zuziehung des Vollſtreckungsſchuldners 
nötig iſt (Beiſpiele: § 348 Abſ. 3, 8 349 Abſ. 1 Satz 3, 
§. 361 Satz 4 AO), bei dem Amtsgericht, in deſſen Bezirk 
die Zwangsvollſtreckung ausgeführt wird, die Beſtellung 
eines einſtweiligen beſonderen Vertreters zu beantragen; 
dies gilt nicht, wenn ein Nachlaßpfleger beſtimmt iſt, 
oder wenn die Verwaltung des Nachlaſſes einem Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker zuſteht.“ 


Im übrigen iſt der Geſamtrechtsnachfolger in der Bei⸗ 
treibungsordnung nicht behandelt. Es gilt das folgende: 

Die Zwangsvollſtreckung kann gegen den 
Geſamtrechtsnachfolger (wie gegen alle Vollſtreckungsſchuldner) 
nur dann durchgeführt werden, wenn gegen ihn Lei⸗ 
ſtungsgebot ergangen iſt ($ 11 Abſ. 1 BeitrO), und 
wenn ſeit der Bekanntgabe des Leiſtungsgebots an ihn 
eine Woche verſtrichen iſt (§ 12 Abſ. 1 BeitrO, § 326 
Ab}. 5 AD). 

Das Leiſtungsgebot iſt die Verfügung, kraft deren der 
Vollſtreckungsſchuldner zur Zahlung aufgefordert 
wird (8 326 Abſ. 5 AD). Das Leiſtungsgebot ſoll in der Ver⸗ 
fügung enthalten ſein, durch die die ſteuerliche Leiſtung feſt⸗ - 
geſetzt wird (Beiſpiel: im Steuerbeſcheid, Haftungsbeſcheid). 
89 Abſ. 2 Beitr O. cr 
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Das in Abſchnitt 6 Ausgeführte gilt nur für die Ver⸗ 

fügung, durch die die ſteuerliche Leiſtung feſtgeſetzt wird, 
nicht auch für das darin enthaltene Leiſtungs gebot. Be⸗ 
kanntgabe des Leiſtungsgebots an den Rechts vorgänger 
wirkt grundſätzlich nicht gegen den Geſamtrechts nach⸗ 
folger. Von dieſem Grundſatz gibt es zwei Ausnahmen 
für die durch Erbfall eintretende Geſamtrechtsnachfolge: 
a) Iſt ein Erblaſſer geſtorben, nachdem gegen ihn mit der 
Ausführung der Zwangsvollſtreckung begonnen 
worden war, ſo iſt zur Fortſetzung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in den Nachlaß ein Leiſtungsgebot gegen 
den Erben, Teſtamentsvollſtrecker, Nachlaßverwalter oder 
ſonſtigen Nachlaßpfleger nicht erforderlich (§ 11 Abſ. 4 
Satz 1 der Beitr). 
Iſt ein Erblaſſer geſtorben, nachdem gegen ihn ein Lei⸗ 
ſtungsgebot ergangen (dem Erblaſſer bekanntgegeben 
worden) war, aber bevor gegen den Erblaſſer mit der 
Ausführung der Zwangsvollſtreckung begonnen worden 
war, ſo iſt zur Fortſetzung der Zwangsvollſtreckung in 
den Nachlaß ein Leiſtungsgebot gegen den Erben, Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker, Nachlaßverwalter oder ſonſtigen Nach⸗ 
laßpfleger auch nicht erforderlich. Das iſt in der Praxis 
in Anlehnung in den im § 238 Satz 3 AD enthaltenen 
Grundſatz anerkannt. Ein klare Regelung, wie ſie im 88 
StAnp®& für das materielle Recht getroffen iſt, fehlt noch 
für das Verfahrensrecht. 


Soll wegen einer Steuerſchuld des Erblaſſers nicht nur 
in den Nachlaß, ſondern auch in das ſonſtige Vermögen 
des Erben vollſtreckt werden, ſo iſt ein Leiſtungsgebot gegen 
den Erben auch dann erforderlich, wenn gegen den Erblaſſer 
vor feinen Tod bereits ein Leiſtungsgebot ergangen und 
mit der Ausführung der Zwangsvollſtreckung be- 
gonnen worden war. 

Fühlt ſich der Geſamtrechtsnachfolger durch die Voll⸗ 
ſtreckung aus einem Beſcheid mit Leiſtungsgebot, der gegen 
den Rechtsvorgänger ergangen war, beſchwert, ſo hat er 
die folgenden Möglichkeiten: g 

Wenn der Beſcheid noch nicht rechtskräftig iſt, ſo kann 

er gegen den Beſcheid Rechtsmittel erheben. Hinweis 
auf Abſchnitt 6. 
r Dadurch wird allerdings die Vollſtreckung noch nicht 
gehemmt (§ 251 AO). Die Behörde, die den Beſcheid 
erlaſſen hat, kann jedoch die Vollziehung ausſetzen 
(§ 251 Satz 2 AO). Macht ſie das nicht, und zahlt der 
Vollſtreckungsſchuldner infolgedeſſen, ſo hat er ſpäter bei 
Erfolg des Rechtsmittels 8 151 AO gemäß einen Erſtat⸗ 
tungsanſpruch. 

Sit der Beſcheid rechtskräftig, fo kann der Ge⸗ 
ſamtrechtsnachfolger Einwendungen gegen die Entſtehung 
und die Höhe des Anſpruchs nicht mehr geltend machen 
(8 327 AD). 

Er kann nur einwenden: 


a) Die Art und Weiſe der Zwangsvollſtreckung iſt fehlerhaft. 
Dafür ift das Rechtsmittel der Beſchwerde gegeben (§ 59 
Beitr O, 8s 237, 303 bis 305 AD). 


Beiſpiele: 

A. Der Erbe, deſſen Leiſtungspflicht infolge Anordnung der 
Nachlaßverwaltung beſchränkt iſt, beſchwert ſich, weil Gegen⸗ 
ſtände aus ſeinem ſonſtigen, nicht zum Nachlaß gehörenden 
Vermögen gepfändet wurden. Der Erbe kann in dieſem Fall 
nicht etwa Widerſpruchsklage vor dem ordentlichen Gericht 
§ 828 AO gemäß erheben, weil er nicht „Dritter“ iſt. 

B. Der Kaufmann, der das Vermögen einer GmbH den Vor» 
ſchriften des Geſetzes über die Umwandlung von Kapital⸗ 
geſellſchaften vom 5. Juli 1934 gemäß übernommen hat, be⸗ 
ſchwert ſich, weil unpfändbare Gegenſtände ($ 350 AO, 
88 811 bis 813 ZPO) gepfändet wurden. 

über die Beſchwerde entſcheidet der Oberfinanzpräſident 

(8 304 Abſ. 1 AD). N 

b) Die beizutreibende Forderung iſt bereits (durch Zahlung, 

Erlaß, Aufrechnung, Verjährung) erloſchen oder 

geſtundet, oder die Anordnung des Zwangs⸗ 

verfahrens iſt unzuläſſig. In dieſem Fall muß er 
vorläufig leiſten. Er kann aber Erſtattung 
8 152 AO gemäß beantragen (8 327 Abſ. 2 AD). 


b 
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c) Der Erbe kann außerdem infolge ſeiner Sonderſtellung 
(Hinweis auf Abſchnitt 5) auch bei Vollſtreckung nur in 
den Nachlaß einwenden, daß noch nicht drei Monate ſeit 
der Annahme der Erbſchaft verſtrichen ſind und ein 
Inventar (BGB 8 1993 u. f.) noch nicht errichtet iſt, oder 
daß das eingeleitete Aufgebotsverfahren noch nicht beendet 
iſt (§ 58 Abſ. 4 BeitrO). Dieſe Einwendung iſt jedoch 
8 2016 BGB gemäß unbeachtlich, wenn der Erbe un⸗ 
beſchränkt haftet, oder wenn die Vorausſetzungen des 
§ 1971 BGB vorliegen. 

Auf Grund dieſer Einreden kann der Erbe erreichen, 
daß die Zwangsvollſtreckung bis zum Ablauf beſtimmter 
Friſten auf ſolche Maßregeln beſchränkt wird, die zur 
Vollziehung eines Arreſtes zuläſſig find (8 58 Abſ. 4 
BeitrO). 

d) Will der Geſamtrechtsnachfolger die Tatſache der Ge⸗ 
ſamtrechtsnachfolge beſtreiten, ſo kann er 
das nur im ordentlichen Rechtsmittelverfahren gegen den 
zum Leiſtungsgebot gehörenden Steuerbeſch ei d 
tun. Iſt der Steuerbeſcheid bereits in der Hand des 
Rechtsvorgängers rechtskräftig geworden (Hinweis auf 
Abſ. 3 a oben), jo bleibt ihm nur die Dienſtaufſichts⸗ 
beſchwerde. 

Er kann nicht Klage vor den ordentlichen Gerichten 
erheben. Er iſt nicht „Dritter“ im Sinn von § 328 AO, 
ſondern er iſt Steuerpflichtiger (Hinweis auf 
Abſchnitt 3 oben) und beſtreitet mit ſeinem Einwand in 
Wirklichkeit ſeine Steuerpflicht. Die Nachprüfung, 
ob jemand Steuerpflichtiger iſt, kann nicht durch die 
ordentlichen Gerichte erfolgen (§ 242 AO). 

Wurde der Anſpruch bereits beigetrieben, jo kann der 
Geſamtrechtsnachfolger Erſtattung S 152 AO gemäß be— 
tragen. 


8. Übergang ſteuerlicher Befugniſſe des Rechtsvorgängers 
auf den Geſamtrechtsnachfolger 


Entſprechend dem Weſen der Geſamtrechtsnachfolge 
gehen nicht nur die ſteuerlichen Pflichten, ſondern auch die 
ſteuerlichen Befugniſſe und Vergünſtigungen 
des Rechtsvorgängers auf den Geſamtrechtsnachfolger über. 

Soweit es ſich um Befugniſſe im Rechtsmittel 
verfahren handelt, Hinweis auf Abſchnitt 6. 

Daß Erſtattungsanſprüche aus Rechtsgründen 
auf den Geſamtrechtsnachfolger übergehen, iſt in der Be⸗ 
gründung zum Steueranpaſſungsgeſetz (RStBl. 1934 
S. 1403 zu § 8) anerkannt. Das gleiche muß für Ver⸗ 
gütungsanſprüche, die in der Perſon des Rechts- 
vorgängers entſtanden ſind, grundſätzlich gelten. 

Vergünſtigungen, die dem Rechtsvorgänger 
durch beſondere Verfügung der Steuerbehörde gewährt 
wurden, (Beiſpiele: Stundung, Erlaß, Buchführungserleich⸗ 
terung) gehen ebenfalls über. Die Steuerbehörde hat jedoch 
die Möglichkeit, dieſe Verfügungen § 96 Abſ. 1 Ziffer 2 AO 
gemäß zu widerrufen, wenn ſich durch die Rechtsnach⸗ 
folge die Verhältniſſe geändert haben, die bei Bekannt. 
gabe der Verfügung an den Rechtsvorgänger maßgebend 
waren (Hinweis auf Grober „Zur Anwendbarkeit des 896 
AO“ DStz 1938 Nr. 52/53). 


9. Bedeutung des Rechtsvorgängers für die zukünftigen 
ſteuerlichen Pflichten des Geſamtrechtsnachfolgers 


a) Umſatzſteuer . 

Für einen ſteuerbaren Vorgang, der in die Zeit nach 
Eintritt der Geſamtrechtsnachfolge fällt, und für Begünſti⸗ 
gungen, die erſt nachher gewährt werden ſollen, ſind im 
allgemeinen die Verhältniſſe des Geſamtrechtsnach⸗ 
folgers maßgebend. 

Von dieſem Grundſatz gibt es Ausnahmen. Solche 
Ausnahmen find insbeſondere bei Anwendung des § 7 Ab⸗ 
ſätzen 3 und 4 UStG denkbar. Vorausſetzung für die An⸗ 
wendung des ermäßigten Steuerſatzes von "2 v. H. 8 7 
Abſ. 3 UStG gemäß iſt, daß 


1. Lieferung beſtimmter Gegenſtände im Großhandel 
vorliegt. 
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2. der Unternehmer die Gegenſtände erworben und 
nicht bearbeitet oder verarbeitet hat, 


der Buchnachweis in Ordnung iſt, 


4. im letzten vorangegangenen Kalenderjahr die Lieferungen 
außerhalb des Großhandels nicht mehr als 75 v. H. 
des Geſamtumſatzes betragen haben. 


Bei den Vorausſetzungen zu Ziffern 2 und 4 handelt es 
ſich um Dinge, die zeitlich vor dem ſteuerbaren Vorgang 
liegen. Es kann daher der Fall eintreten, daß in der Zeit 
zwiſchen dem ſteuerbaren Vorgang und dem Beginn des 
letzten vorangegangenen Kalenderjahres eine Geſamtrechts⸗ 
nachfolge eintritt. 


Beiſpiel: 

Ein Unternehmer, der bisher ein Einzelhandelsgeſchäft 
betrieben hat, erwirbt dazu durch Erbfall 1938 ein Groß⸗ 
handelsunternehmen. Ein Teil der Großhandelsgegenſtände 
iſt — zum Teil ſchon vom Erblaſſer, zum Teil erſt vom Ge⸗ 
ſamtrechtsnachfolger — bearbeitet worden. Der Geſamt⸗ 
rechtsnachfolger ſoll zur Umſatzſteuer 1938 veranlagt werden. 
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Es entſtehen die folgenden Zweifelsfragen: 

1. Großhandel hatte im Vorjahr nur der Rechtsvorgänger. Iſt 
dieſer Großhandel des Rechtsvorgängers dem Geſamt⸗ 
rechtsnachfolger zuzurechnen, ſo daß der ermäßigte 
Steuerſatz des § 7 Abſ. 3 UStG angewendet werden 
kann? 

Der Rechtsvorgänger hat die Großhandelsgegenſtände 
zum Teil bearbeitet. Schließt dieſe Bearbeitung die 
Anwendung des ermäßigten Steuerfatzes § 7 Abſ. 3 UStG 
gemäß auf dieſe Gegenſtände aus, oder wird der Geſamt⸗ 
rechtsnachfolger ſo behandelt, als ob er dieſe Gegenſtände 
in bearbeiteten Zuſtande vom Rechtsvorgänger „er⸗ 
worben“ hat? 


Zu dieſen Fragen hat der Acc im Urteil vom 8. Ja⸗ 
nuar 1937 Va 565/36 (RStBl. 1937 S. 327/328) Stellung 
genommen. Es handelte ſich dort um das folgende: 


Eine GmbH wurde auf Grund des Geſetzes über die 
Umwandlung von Kapitalgeſellſchaften vom 5. Juli 1934 
am 10. Oktober 1935 in eine OHG umgewandelt. Die Gmb 
hatte nur Einzelhandel. Die OHG dagegen hat bis Ende 
1935 das ganze Warenlager im Großhandel verkauft. Die 
DSG war der Anſicht, daß fie als neues Unternehmen 
Abſchnitt B Ziffer 17 c des Rd⸗Erlaſſes vom 7. Dezember 
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1934 S 4030 — 50 II (RStBl. 1934 S. 1546, jetzt erſetzt durch 
Rdc⸗Erlaß vom 20. Januar 1939 S 4015 — 1 II Ziff. 16 
Abi. 3 in RStBl. 1939 S. 134) gemäß behandelt werden 
müſſe. Sie verlangte daher, wegen der Veräußerung des 
übernommenen Warenlagers mit dem ermäßigten Steuer⸗ 
ſatz zur Umſatzſteuer herangezogen zu werden. Der RH 
lehnte die Auffaſſung der DSG ab. Er führte u. a. aus: 
„Es iſt hier davon auszugehen, daß der neue Unter⸗ 
nehmer die gewerbliche Tätigkeit des Vorgängers im gleichen 
Rahmen fortſetzt und dabei in die geſamte Rechtsſtellung⸗ 
auch die Steuerpflicht des Vorgängers, eintritt, ſo daß deren 
Vorausſetzungen ſowohl im Fall des § 7 Abſ. 3 wie in dem 
des § 7 Abſ. 4 USt 1934 aus der Unternehmertätigkeit des 
früheren Unternehmens zu entnehmen ſind.“ 


Daraus ergibt ſich das folgende: 

Haben die Lieferungen des Rechtsvorgängers außerhalb 
des Großhandels im vorangegangenen Kalenderjahr nicht 
mehr als 75 v. H. des Geſamtumſatzes betragen, ſo iſt das 
für die Anwendung des ermäßigten Steuerſatzes beim 
Geſamtrechtsnachfolger zu berückſichtigen. Der Umſatz des 
Rechtsvorgängers und des Geſamtrechtsnachfolgers bilden 
eine Einheit, innerhalb der die Lieferungen außerhalb des 
Großhandels nicht mehr als 75 v. H. betragen haben dürfen. 
Entſprechendes gilt für die Erhöhung des Umſatzſteuerſatzes 
auf 2¼ v. H. § 7 Abſ. 4 UStG gemäß. 

Sind Gegenſtände, die der Rechtsvorgänger erworben 
hat, vom Geſamtrechtsnachfolger weitergeliefert worden, ſo 
iſt der ermäßigte Steuerſatz nur anzuwenden, wenn weder 
der Rechtsvorgänger noch der Geſamtrechtsnachfolger die 
Gegenſtände bearbeitet oder verarbeitet haben. Hat 
der Rechtsvorgänger oder der Geſamtrechtsnachfolger fie 
bearbeitet oder verarbeitet, jo kommt der ermäßigte 
Steuerſatz beim Geſamtrechtsnachfolger nicht mehr in 
Betracht. 


b) Einkommenſteuer 

Bezieht der Geſamtrechtsnachfolger Einkün fte, die 
auf den Rechtsvorgänger zurückgehen, ſo ſind ſie beim 
Rechtsnachfolger der gleichen Einkunftsart zuzurechnen, der 
ſie beim Rechtsvorgänger zuzurechnen geweſen waren (§ 24 
Ziffer 2 EStG, § 2 Abi. 2 Ziffer 2 St DB). Diefer Grund⸗ 
ſatz gilt jedoch auch für den Sonderrechtsnachfolger (Blümich, 


Erlduterungsbuch zum Einkommenſteuergeſetz, Anmerkung 3 
zu § 24). 


Fehler in früheren Bilanzen mit steuerlicher Wirkung 
Von Oberregierungsrat Dr. ÄKlimmer, Finanzamt Kaiserslautern 
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1. Grundlagen 
Im Gegenſatz zu Ver luſt jahren haben Fehler in den 
Schlußbilanzen von Gewinnjahren in der Regel eine 
Beeinfluſſung des Gewinnes und der Steuer zugunſten oder 
zuungunſten des Pflichtigen zur Folge. 
Iſt dem Pflichtigen im Vorjahr ein gegen zwin- 
gende Vorſchriften des Handelsrechts oder des Steuerrechts 
verſtoßender Bilanzanſatz unterlaufen, der zu einer höheren 
oder geringeren Beſteuerung des Vorjahres geführt hat, ſo 
entſtehen bei der Veranlagung des nächſten (laufenden) 
Jahres die folgenden Fragen: 
1. Kann der Fehler durch eine Berichtigung der Veran⸗ 
lagung des früheren Jahres beſeitigt werden? 
2. Wenn eine Berichtigungsveranlagung nach Ziffer 1 
nicht möglich iſt: 
a) Kann es beim Eintritt des ſteuerlichen Aus⸗ 
gleichs bewenden? 


6. Der Einfluß von Treu und Glaube 


1 StAnpch), 

a) Allgemeines, 

b) Bewußte Fehler gewinnerhöhender Art, 
c) Bewußte Fehler gewinnmindernder Art, 
d) Abſetzungen für Abnutzung. 


b) Iſt der Fehler in der Schlußbilanz des lau⸗ 
fenden Jahres zu berichtigen? 

c) Müſſen nach Berichtigung der Schlußbilanz auch die 
früheren Bilanzen zurückberichtigt wer⸗ 
den? 

d) Kann der fehlerhafte Anſatz durch Berichtigung der 
Anfangsbilanz des laufenden Jahres beſeitigt 
werden? 


3u 1: 

Die Frage, ob für ein bereits rechtskräftig veranlagtes 
Jahr eine Berichtigung der Veranlagung ſtattfinden 
darf, richtet ſich nach den verfahrensrechtlichen Vorſchriften 
der 88 92, 94 und 222 AD, 8 4 Abi. 3 StAnp®. Die Ver⸗ 
anlagungsberichtigung iſt meiſt der einfachſte 
Weg, eine unrichtige Veranlagung auszuräumen. 5 
wird auch die unrichtige Bilanz des Fehlerjahres richti 
geſtellt. In Auswirkung des Grundſatzes des Bilan zenzu⸗ 
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ſammenhanges wird der Fehler fo aus den Bilanzen der 
folgenden Jahre entfernt (§S 4 Abſatz 3 StAnpG). 


3 2 a. 

Scheitert jedoch die Veranlagungsberichtigung an 
den Schranken des Verfahrensrechts und dergl., dann kommt 
es zunächſt darauf an, ob ſich der Fehler nicht ſchon im Laufe 
des zu veranlagenden Jahres infolge der Zweiſchneidigkeit 
der Bilanzen ſteuerlich ausgeglichen hat. 
Beiſpiel: 

Der im Vorjahr unterbewertete Gegenſtand iſt im laufen- 
den Jahre verkauft worden. 


Da das gleiche Betriebsvermögen in die Mitte des Ab- 
laufs zweier Jahre mit entgegengeſetzten Vorzeichen geſtellt 
wird, wirkt dies auch imentgegengeſetzten Sinn 
für die Vergangenheit und für die Zukunft. Die Bilanz⸗ 
zweiſchneidigkeit hat deshalb ſelbſttätig eine fehleraus⸗ 
gleichende Wirkung. Mag die zu niedrige Bewer⸗ 
tung eines Gegenſtandes in der Schlußbilanz eines Jahres 
für den Pflichtigen auch günſtig ſein, ſo wirkt ſie ſich doch 
unter Umſtänden ſchon im nächſten Jahr umgekehrt aus. 
Vorteile und Nachteile eines Jahres kehren ſich im Jahr der 
Veräußerung des Gegenſtands in das Gegenteil um. Das 
Geſamtergebnis der beiden Jahre entſpricht trotz des Fehlers 
dem tatſächlichen Erfolg dieſes Zeitraums. Der Fehler hat 
ſich infolge der Zweiſchneidigkeit der Bilanz ausge⸗ 
glichen, das Betriebsvermögen weiſt wieder die richtige 
Höhe aus. 

Mit dem bilanzmäßigen Ausgleich vollzieht ſich 
auch in der Regel die ſteuerliche Umkehr des früheren 
Steuervorteils oder Steuernachteils. Der Fehler wird da- 
durch auch ſteuerlich ausgeglichen, ſo daß es häufig keiner 
weiteren Maßnahme mehr bedarf. Auf die Tatſache, daß ſich 
infolge der Staffelung des Tarifs gewiſſe Unebenheiten er⸗ 
geben, legt der Reichsfinanzhof kein beſonderes Gewicht 
(RStBl. 1930 S. 69, 344, 462). Durch die Mehrein- 
kommenſteuer wird der ſteuerliche Ausgleich künftig 
noch ſtärker beeinträchtigt werden, ſo daß in vielen Fällen 
nicht mehr die Rede davon ſein kann, daß der frühere 
Steuervorteil oder Steuernachteil durch die Zweiſchneidigkeit 
der Bilanz in entſprechender Höhe ausgeglichen wird. 
Die Erfaſſung des richtigen Gewinnes des einzelnen 
Jahres und die Beſeitigung der beſtehenden Gewinn⸗ 
verlagerung (Gebhardt, DStZ 1939 Nr. 19) iſt daher 
notwendig, wenn die Staffelung des Tarifs und die Mehr⸗ 
einkommenſteuer den ſteuerlichen Ausgleich zu ſtark beein⸗ 
trächtigen; mit anderen Worten, der richtige Gewinn der 
einzelnen Jahre muß durch Berichtigung der Veranla⸗ 
gung des Fehlerjahres ermittelt werden. Die Schranken, 
die 8 222 AO der Veranlagungsberichtigung früherer Jahre 
entgegenſetzt, erweiſen ſich hier als untragbare Störung und 
dürften im Hinblick auf die Gerechtigkeit und Gleichmäßig⸗ 
keit der Beſteuerung ($ 1 StAnp®&) nicht zu beachten fein. 


3 

Iſt der vorerwähnte Ausgleich noch nicht eingetreten, der 
Fehler alſo in der Schlußbilanz des laufenden Jahres 
noch enthalten, fo muß 8 4 Abſatz 2 EStG 1938 gemäß dieſe 
Schlußbilanz berichtigt werden. 
Beiſpiel: 

Der im Vorjahr unterbewertete Gegenſtand iſt in der 
Schlußbilanz des laufenden Jahres noch enthalten und wird 
in dieſer Bilanz richtiggeſtellt. 

Hierdurch tritt die Umkehr des früheren ſteuerlichen Vor⸗ 
teils oder Nachteils ein. Der Pflichtige verſteuert jetzt einen 
höheren Gewinn, weil er früher zu gering verſteuert war 
und umgekehrt. Die Ausführungen zu 2 a am Schluſſe gelten 
entſprechend. 


Zu 2c: 

An ſich würde der Grundſatz des Wertzuſammen⸗ 
hanges (8 6 Ziffer 1 Satz 1,2, 5, Ziffer 2 Satz J, 2. 3. Zif⸗ 
fer 3 EStG) die Zurückberichtigung der vorhergehenden 
Schlußbilanzen bis zur Fehlerquelle fordern, wenn der 
nämliche Gegenſtand in mehreren fortlaufenden Bilanzen 
falſch bewertet wurde (Hinweis auf Klimmer, Steuerwarte 
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1939 S. 441). Hier ſiegt jedoch der Grundſatz des 
Bilanzenzuſammenhanges, der im Intereſſe der 
Zweiſchneidigkeit der Bilanzen und des ſteuerlichen Aus⸗ 
gleichs die Zurückberichtigung der Bilanzen verbietet. 
Die Zurückberichtigung würde nämlich den Ausgleich des 
Fehlers ſtören. Der Grundſatz der Zurückberichtigung 
falſcher Bilanzen gilt alſo im Falle ſteuerlicher Auswirkung 
des Fehlers in der Regel nicht (Schick, DSF 1938 S. 986). 
3 

Die ſelbſtändige Berichtigung der Anfangsbilanz 
des laufenden Jahres ohne Berichtigung der vorhergehen⸗ 
den Bilanzen kann regelmäßig nicht in Betracht kommen 
(RStBl. 1939 S. 393). Sie bedeutet eine Durch⸗ 
brechung des Bilanzenzuſammenhanges, hebt die Bilanz⸗ 
zweiſchneidigkeit auf und verhindert den Ausgleich des 
Fehlers. Wenn eine Veranlagungs berichtigung für 
das Vorjahr in Fällen ſteuerlicher Auswirkung nicht möglich 
iſt, dann muß der fehlerhafte Anſatz in die Anfangsbilanz 
des nächſten Jahres übernommen werden, damit er 
ſich durch Gewinnverwirklichung oder Berichtigung der 
Schlußbilanz des laufenden Jahres ausgleichen kann. 

Der allgemein gehaltene Satz des Erſten Senates in 
RStBl. 1929 S. 28: „Es darf nur der zuläſſiger⸗ 
weiſe für das Ende eines Steuerabſchnitts eingeſetzte 
Wert am Anfang des nächſten Steuerabſchnitts wieder er⸗ 
ſcheinen“, hat den Fall im Auge, daß 
a) entweder Berichtigungsveranlagungen für die Vorjahre 

möglich ſind oder 
b) der Fehler ſich ſtenerlich nicht ausgewirkt hat (Verluſt⸗ 

jahre ohne ſpäteren Verluſtabzug uſw.). 
Fehlen dieſe Vorausſetzungen, dann muß der Fehler in die 
nächſte Anfangsbilanz aufgenommen und dem bilanz⸗ 
9 und ſteuerlichen Ausgleich zugeführt 
werden. 


2. Praktiſches Beiſpiel 


Wir wollen die Richtigkeit dieſer Ausführungen an 
einem Beiſpiel erproben: 


Ein Pflichtiger hat verſehentlich eine Forderung von 
nur 10009 AM mit 15000 RM in die Schlußbilanz des 
Gewinnvorjahrs 1937 eingeſetzt. Der Gewinn 1937 iſt um 
5 000 RM zu hoch veranlagt, es hat ſich auch eine zu hohe 
Einkommenſteuer ergeben. Der Fehler erſcheint in der An⸗ 
fangsbilanz 1938 wieder. Eine Berichtigungsver ⸗ 
anlagung für 1937 ſei nicht möglich. Geht die Forde⸗ 
rung nun im Laufe des Jahres 1938 mit nur 10000 RM 
ein, fo entſteht in dieſem Jahre eine Betriebsvermögens⸗ 
minderung von 5000 RM, die der Betriebsvermögens⸗ 
erhöhung 1937 entſpricht. Das Betriebsvermögen weiſt 
wieder die richtige Höhe aus. Der Fehler hat ſich infolge 
der Zweiſchneidigkeit der Bilanz ausgeglichen. Der 
Gewinn hat ſich nur verlagert. Würde man in dieſem Falle 
die Anfangsbilanz 1938 durch Einſatz des richtigen 
Wertes von 10000 RM berichtigen, jo würde der Eingang 
der Forderung mit 10 000 NM nur eine Betriebsvermögens⸗ 
umſchichtung zur Folge haben und die zu hohe Beſteue⸗ 
rung des Jahres 1937 würde ſich nicht mehr aus⸗ 
gleichen. Der Bilanzenzuſammenhang würde durch eine 
ſolche Berichtigung der Anfangsbilanz 1938 zu Unrecht 
durchbrochen und ſeine fehlerausgleichende Wirkung 
zerſtört. Das gleiche Ergebnis würde auch die Zurück⸗ 
berichtigung der Bilanzen bis zur Vorjahrsſchlußbilanz ein⸗ 
ſchließlich zeitigen, wenn nicht gleichzeitig Berichtigungsver⸗ 
anlagungen durchgeführt würden. Würde der falſche Wert⸗ 
anſatz ſchon aus früheren Bilanzen vor 1937 verſchleppt 
worden ſein, ſo wäre die Beurteilung die nämliche. 

Der Fehlerausgleich tritt nicht immer ſchon im näch⸗ 
ſten Jahr ein. 

Nehmen wir in unſerem Beiſpiel an, daß die Forderung 
erſt 1940 eingeht, dann würde ſich die frühere Gewinn⸗ 
erhöhung erſt im Jahre 1940 ausgleichen. In dieſem Falle 
iſt es notwendig, die Schluß bilanz des Jahres zu be⸗ 
richtigen, in dem der Fehler entdeckt wird (§ 4 Abſatz 2 
EStG), um den Ausgleich noch in dieſem Jahr 
herbeizuführen. Wird z. B. bei der Veranlagung 
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1938 der Fehler entdeckt und der richtige Betrag von 10 000 
Reichsmark in die Schlußbilanz dieſes Jahres eingeſtellt, 
dann ergibt ſich 1938 eine Betriebsvermögensverminderung 
von 5000 RM, da in der Anfangsbilanz 1938 der Betrag 
von 15000 RM gegenüberſteht. Damit iſt der Fehler aus⸗ 
geglichen. 


3. Die Rechtſprechung 

Der Reichsfinanzhof hat ſich ſchon oft mit ähnlich ge⸗ 
lagerten Fällen zu beſchäftigen gehabt. Soweit eine Berich⸗ 
tigungsveranlagung nicht in Frage kommt, verſagte er durch⸗ 
weg die Zurückberichtigung der Bilanzen bis zur Fehler⸗ 
quelle oder die ſelbſtändige Berichtigung der Anfangsbilanz 
des laufenden Jahres, weil dadurch der ſteuerliche Ausgleich 
des Fehlers verhindert würde. 

Dem Urteil NStBL. 1930 S. 462 lag der Fall zugrunde, 
daß der Pflichtige in der Schlußbilanz des Vorjahres 1927 
einen ſchon verkauften Kraftwagen verſehentlich 
noch aktiviert und dadurch den Gewinn zu hoch aus⸗ 
gewieſen hatte. Das Finanzamt hat den Betrag in der An⸗ 
fangsbilanz 1928 geſtrichen (Durchbrechung des Bilau⸗ 
zenzuſammenhanges!). Der Reichsfinanzhof läßt dies nicht 
zu Und ſtellt feſt, daß der Fehler, ſobald er erkannt wurde, 
in der nächſten Schlußbilanz, alſo hier in der 
Schlußbilanz 1928, zu berichtigen war. Die Berichtigung der 
Anfangsbilanz würde nämlich zur Folge haben, daß ſich die 
zu hohe Beſteuerung des Vorjahres nicht mehr ausgleichen 
würde. Die Berichtigung der Schlußbilanz 1928, die ſich 
normalerweiſe als Betriebsvermögensverminderung aus⸗ 
wirken und die zu hohe Beſteuerung des Vorjahres aus⸗ 
gleichen muß, würde dann nur als Betriebsvermögens⸗ 
umſchichtung in Erſcheinung treten. 

Im Falle RStBl. 1930 S. 69 hatte die Pflichtige eine 
Aufbringungsſchuld zu Unrecht in die Schlußbilanz 
1926 eingeſtellt und dadurch den Gewinn und die Steuer⸗ 
herabgedrückt. Die Bezahlung der Schuld im Jahre 1927 
wirkte daher nur als Betriebsvermögensumſchichtung, fo daß 
der Gewinn und die Steuer 1927 entſprechend höher aus⸗ 
fielen. Damit war der Fehler ſteuerlich ausgeglichen und 
keine Berichtigung der Bilanzen veranlaßt. „Die Geſell⸗ 
ſchaft verſteuert nun dieſen Poſten, den ſie bereits 1926 hätte 
verſteuern müſſen, 1927 mit.“ 

Auch in den Urteilen RStBl. 1930 S. 344 und RStBl. 
1935 S. 1449 (zu niedrige Waren bewertung) läßt der 
Reichsfinanzhof die Berichtigung der Anfangsbilanz des 
laufenden Jahres nicht zu, um die Möglichkeit des ſteuer⸗ 
lichen Ausgleichs zu erhalten. In letztgenanntem Urteil iſt 
nicht genau erſichtlich, warum der Reichsfinanzhof die 
Schlußbilanz 1930 hinſichtlich der aus 1929 ſtammenden zu 
niedrig bewerteten Waren nicht ändert, ſondern dem Finanz- 
amt die Berichtigung der Veranlagung 1929 anheimſtellt. 

Auch in dem wichtigen Urteil RStBl. 1937 S. 332 weiſt 
der Reichsfinanzhof den Antrag des Pflichtigen auf Berich⸗ 
tigung der Anfangsbilanz zurück. Der Pflichtige hatte in 
den früheren Jahren die Aktivierung von Tilgungs⸗ 
beträgen unterlaſſen. Der Reichsfinanzhof billigt die 
Durchführung der Berichtigungsveranlagung. 
Das Finanzamt konnte zwar die Veranlagungen aller 
Jahre berichtigen, infolge des Bilanzenzuſammenhanges 
durfte es aber auch nur die Veranlagung des letzten 
oder der letzten Jahre berichtigen. Aus dem Urteil 
geht eindeutig hervor, daß eine Zurückberichtigung der 
Bilanzen allein nur in Frage kommt, wenn ſich der 
Fehler ſteuerlich nicht ausgewirkt hat. 

Schließlich ſei noch auf das Urteil Kartei EStG 1925 
§ 13 R. 423 verwieſen (zu niedriger Anſatz von Wert ⸗ 
papieren). Der Reichsfinanzhof erklärt hier die vom 
Pflichtigen verlangte Berichtigung der Voriahrsſchlußbilanz 
nebſt Anfangsbilanz des laufenden Jahres als Verſtoß 
gegen den Bilanzenzuſammenhang, weil ſich bereits eine 
ſteuerliche Auswirkung ergeben hatte. 


4. Abſetzungen für Abnutzung 

Die Abſetzungen für Abnutzung bedürfen 
einer beſonderen Betrachtung. Sie ſtellen — im Gegenſatz 
zur Abſchreibung auf den Teilwert wegen Wertminderung 
— eine Verteilung der Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungs⸗ 


koſten auf die techniſche und wirtſchaftliche Nutzungsdauer 
dar (5 6 Ziffer 1, §7 EStG). Es ſteht dem buchführenden 
Kaufmann nicht frei, Abſetzungen zu unterlaſſen. Er muß 
vielmehr nach zwingenden Vorſchriften des Handels⸗ 
und Steuerrechts an den abnutzbaren Gegenſtänden des 
Anlagevermögens angemeſſene Abſetzungen vornehmen 
(NRFH RStBl. 1936 S. 989). 

Sind in früheren Jahren die Abſetzungen falſch be⸗ 
meſſen worden, ſo würde ſich dieſer Fehler zwar auch im 
Laufe der Jahre ausgleichen. Je mehr der Pflichtige 
früher abgeſetzt hat, um ſo weniger kann er künftighin ab⸗ 
ſetzen uſw. Er wäre aber gegenüber der tatſächlichen 
Nutzungsdauer zu früh oder zu ſpät mit der Verteilung der 
Anſchaffungs⸗ und Herſtellungskoſten fertig. Es wird alſo 
die Verteilung des noch nicht abgeſetzten Betrages, des 
ſogenannten Reſtnutzungswertes, auf die Reſt⸗ 
nutzungsdauer erforderlich, um ein Auseinanderfallen der 
Abſetzungen und der Nutzungsdauer zu vermeiden (RStBl. 
1938 S. 770). 

Durch Berichtigungsveranlagungen kön⸗ 
nen auch hier die früheren Jahre ſelbſtverſtändlich bei Vor⸗ 
liegen der Vorausſetzungen des § 222 AD richtiggeitellt 
werden. Findet eine Berichtigungsveranlagung aber nicht 
ſtatt, dann iſt eine Berichtigung der Anfangsbilanz des lau⸗ 
fenden Jahres oder eine Zurückberichtigung aller Bilanzen 
bis zur Fehlerquelle nicht angängig. Ein ſolcher Fall lag 
dem Urteil des Reichsfinanzhofs vom 30. März 1938 (RStBl. 
1938 S. 770) zugrunde. Der Pflichtige hatte zu hohe Ab- 
ſetzungen auf Maſchinen vorgenommen. Das Finanzamt 
hatte ohne Berichtigung der früheren Veranlagungen den 
Anfangsbeſtand des Maſchinenkontos im laufenden 
Jahre 1934 geändert und jo den Bilanzenzuſammenhang 
durchbrochen. Der Reichsfinanzhof erklärt dies für falſch. 
„Es war unzuläſſig, daß der Buchprüfer den Endbeſtand 
1933 — Anfangsbeſtand 1934 für die Veranlagung 1934 
änderte, denn das Finanzamt hat die früheren Veranlagun⸗ 
gen nicht berichtigt.“ Der Reichsfinanzhof bringt dann das 
folgende Beiſpiel: 

Anſchaffungswert am 1. Januar 1930: 100 000 RM. Rich⸗ 
tige Geſamtnutzungsdauer zehn Jahre. Der Pflichtige hätte 
alſo bis Ende 1933 viermal 10 000 RM = 40 000 RM abſetzen 
dürfen; er hat aber zu Unrecht in den den rechtskräftigen 
Steuerfeſtſetzungen zugrunde gelegten Bilanzen vom 81. De⸗ 
zember 1930 bis 1933 jährlich je 15 000 RM, zuſammen 
60 000 RM. abgeſetzt 420 000 RM zuviel), jo daß die Maſchinen 
ſtatt mit richtig 60 000 RM nur mit 40 000 RM in der Schluß⸗ 
bilanz 1933 ſtehen. 


Würde in dieſem Beiſpiel der Anſatz der Anfangsbilanz 
1934 auf 60 000 RM erhöht, ſo könnte der Pflichtige die 
bereits zuviel abgeſetzten 20 000 AM nochmals abſetzen. 
Dies geht nicht an. Der Pflichtige ſoll zwar in den Genuß 
des vollen Abzugs der Anſchaffungs⸗ und Herſtellungskoſten 
kommen, er ſoll aber nicht mehr und nicht weniger abſetzen 
können, als er aufgewendet hat. Auch jede andere Anderung 
des Anfangswertes 1934 würde zur Folge haben, daß mehr 
oder weniger Anſchaffungskoſten abgeſetzt werden würden, 
als dem tatſächlichen Aufwand für den Gegenſtand ent⸗ 
ſpricht. Der Wertanſatz der Endbilanz 1933 mit 40 000 RM 
Reſtwert muß daher unter allen Umſtänden in die Anfangs⸗ 
bilanz 1954 übernommen und auf die tatſächliche Reſt⸗ 
nutzungsdauer von ſechs Jahren verteilt werden. 

Man könnte daran denken, in dieſem Falle ebenſo wie 
bei falſchem Anſatz einer Forderung u. dgl. wenigſtens die 
Schlußbilanz des Jahres 1934 zu berichtigen, die zu 
hohen Abſetzungen der Vorjahre durch Erhöhung des Wert⸗ 
anſatzes in dieſer Schlußbilanz um 20 000 RM zunächſt dem 
Gewinn 1934 wieder zuzuführen und erſt in der Folgezeit 
ihren Abzug zuzulaſſen. Der Reichsfinanzhof hat jedoch in 
feſtſtehender Rechtſprechung (RStBl. 1938 S. 770) ent⸗ 
ſchieden, daß der Steuerpflichtige nur in Kauf nehmen muß, 
daß die Abſetzungen für die Zukunft durch die Verteilung 
auf die Reſtnutzungsdauer geringer werden. Für die Ver⸗ 
gangenheit verbleibt der Pflichtige im Genuß der zu hohen 
Abſetzungen. Der ſteuerliche Ausgleich tritt in der Folgezeit 
dadurch ein, daß die künftigen Abſetzungen um ſo niedriger 
ſind, je mehr früher abgeſetzt wurde, ſo daß ſich die künftige 
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Einkommenſteuer entſprechend erhöht. Hiervon iſt der Fall 
zu unterſcheiden, daß in der Steuerbilanz höhere Ab⸗ 
ſetzungen vorgenommen worden ſind als in der Han⸗ 
delsbilanz. Dann iſt eine allmähliche Angleichung der 
Steuerbilanz erforderlich (ſiehe RStBl. 1930 S. 153). 

Aus den gleichen Erwägungen ergibt ſich, daß auch dann 
von dem Wertanſatz der Vorjahrsſchlußbilanz auszugehen 
und lediglich eine Verteilung dieſes Reſtwertes auf die Reſt⸗ 
nutzungsdauer vorzunehmen iſt, wenn der Pflichtige bisher 
zu niedrige Abſetzungen vorgenommen hat (RH 
RStl. 1932 S. 528, 1929 S. 269). In der Entſcheidung 
RStl. 1937 S. 680, wo es ſich ebenfalls um zu geringe Ab⸗ 
ſetzungen handelt, wird ausgeführt: „Die Rechtslage wäre 
anders zu beurteilen, wenn die Schlußbilanz 1933 einer Ver⸗ 
anlagung zugrunde gelegen hätte (in dem betreffenden Falle 
handelt es ſich um ein Verluſtjahr), die zu einer Steuer ge- 
führt hätte. Denn dann hätten ſich die unrichtigen Bilanzen 
ſteuerlich ausgewirkt und das für das Wirtſchafts⸗ 
jahr 1933 feſtgeſtellte Endvermögen müßte grundſätz⸗ 
lich als Anfangsvermögen für die Beſteue⸗ 
rung des Jahres 1934 erſcheinen.“ 


5. Verhinderung des ſteuerlichen Ausgleichs durch ſpätere 
Verluſtjahre 

Ich habe bereits oben den Fall erörtert, daß ſich ein 
falſcher Anſatz in früheren Bilanzen ſteuerlich nicht aus⸗ 
gewirkt hat, weil Verluſtiahre vorlagen. Es iſt jedoch auch 
der umgekehrte Fall möglich, daß ſich der falſche 
Bilanzanſatz zwar in früheren Gewinnvorjahren ſtenerlich 
ausgewirkt hat, ein Ausgleich des Fehlers in der Zukunft 
aber unterbleibt, weil Verluſt eingetreten iſt. Es iſt auch 
denkbar, daß ein Pflichtiger die durch Bilanzenzuſammen— 
hang bedingte Gewinnveranlagung dazu benutzt, um durch 
Weglaſſen eder zu geringen Anſatz eines Beſitzpoſtens im 
Gewinnvorjahr den Gewinn und die Steuern zu drücken 
und den Gewinn im folgenden Jahr in einem Verluſttopf 
verſchwinden zu laſſen, oder ihn in einem ſteuerlich günſtiger 
gelegenen Jahr zum Vorſchein zu bringen. Es iſt aber auch 
möglich, daß der Pflichtige im Gewinnvorjahr zu hoch be⸗ 
ſteuert wurde und durch das folgende Verluſtjahr um den 
ſteuerlichen Ausgleich gebracht wird. Auch in dieſen Fällen 
darf der Bilanzenzuſammenhang nicht durchbrochen werden. 
Es bleibt nur übrig, die Veranlagung des Vorjahres 
zu berichtigen, wodurch ſich auch eine Berichtigung für das 
folgende Jahr ergeben kann (§ 4 Abſatz 3 StAnpG). 


6. Der Einfluß von Treu und Glaube (§ 1 StAnpG) 


a) Allgemeines 

Das ganze Gebiet der Berichtigung von Bilanzfehlern 
wird von dem Grundſatz von Treu und Glaube beherrſcht 
(58 1 StANPG). Treu und Glaube verlangt z. B., daß dem 
Pflichtigen die im Geſetz vorgeſehenen Begünſtigungen (Ab⸗ 
ſetzungen, Abzug der Betriebsausgaben) nachträglich ge⸗ 
währt werden, wenn ſie früher zu Unrecht verſagt wurden, 
daß der Pflichtige einen Gewinn, den er früher zu Unrecht 
verſteuert hat, ſpäter nicht nochmals verſteuern muß, daß 
er den Gewinn nicht willkürlich auf andere Jahre verſchieben 
darf, daß er eine Vergünſtigung nicht nochmals ausnutzen 
kann, wenn er ſie ſchon früher erlangt hat. Ein anſchau⸗ 
liches Beiſpiel bietet die Entſcheidung des Großen Senates 
im RStBl. 1939 S. 321. Die Fertigungsgemein⸗ 
koſten konnten früher bei der Bewertung unberüdfichtigt 
bleiben (RStBl. 1931 S. 307). Seit dem Einkommenſteuer⸗ 
geſetz 1934 ſind dieſe Koſten aber zu den Herſtellungskoſten 
zu rechnen und waren deshalb in die Schlußbilanz 1934 ein- 
zuſtellen. Der Reichsfinanzhof läßt jedoch im Hinblick auf 
8 1 StAnpch die Einſtellung in die Anfangsbilanz 
1934 zu. Es würde ſonſt ein Gewinn verſteuert, der im 
Jahre 1934 nicht erzielt worden iſt. Die Bilanz vom 1. Ja⸗ 
nuar 1934 iſt gewiſſermaßen die Eröffnungsbilanz für die 
Fertigungsgemeinkoſten. 

Die Grundſätze von Treu und Glaube ſollen nicht zu 
einer Beſtrafung, ſondern zu einer gerechten Veran- 
lagung des Pflichtigen führen. Als Leitgedanke kann 
der Satz des Urteils RStBl. 1937 S. 17 gelten: „Es kann 
regelmäßig nicht zugelaſſen werden, daß der Pflichtige aus 


einer bewußt falſchen Bilanzierung ſteuerliche Vorteile 
zieht.“ 

Hat der Pflichtige ſeine Bilanz bewußt fehlerhaft 
aufgeſtellt, um ungerechtfertigte Steuervorteile zu erlangen, 
ſo muß er auch die Nachteile ſeiner falſchen Bilanzierung 
auf ſich nehmen. Er kann ſpäter keine Berichtigungsver⸗ 
anlagung oder Bilanzberichtigung verlangen. Hat der 
Pflichtige oder das Finanzamt (?) einen beſtimmten Anſatz 
mit Erfolg durchgedrückt, dann ſoll eine Anderung zugunſten 
deſſen, der ſich durchgeſetzt hat, nicht erfolgen können. 

Dieſer Rahmen iſt ſehr weit geſpannt. Zwiſchen dem 
ſteuerunehrlichen Pflichtigen und der Finanzbehörde, 
die als Hoheits verwaltung einen beſtimmten An⸗ 
ſatz für berechtigt hält, iſt immerhin ein Unterſchied! Zudem 
iſt der Grad des Verſchuldens in der Rechtſprechung nicht 
eindeutig umriſſen. Es ſteht nicht feſt, ob Fahrläſſigkeit ge⸗ 
nügt oder Vorſatz vorliegen muß. Eine mildere Be⸗ 
urteilung verlangt der Fall, daß der Pflichtige feine 
Gläubiger täuſchen will, eine Steuererſparung aber nicht 
beabſichtigt (ſiehe Rh StuwW 1934 Nr. 544). Ein Pflich⸗ 
tiger hatte im Vorjahre einen Beſitzpoſten vorgetäuſcht, um 
bei der Bank ein günſtigeres Bild ſeiner wirtſchaftlichen 
Lage zu erzeugen. Es iſt möglich, daß er hierdurch mehr 
Steuern zahlen mußte als bei richtiger Angabe. Der Reichs- 
finanzhof hat den falſchen Anſatz in der Anfangsbilanz des 
folgenden Jahres geſtrichen, ſo daß ſich die zu hohe Beſteue⸗ 
rung des Vorjahres nicht ausgleichen konnte. Es hätte aber 
wohl genügt, wenn entweder die Veranlagung des 
Vorjahres (ſiehe hierzu NStBl. 1937 S. 17) oder die Schluß⸗ 
bilanz des folgenden Jahres berichtigt worden wäre, je nach⸗ 
dem welche Behandlungsweiſe den höchſten Steuerbetrag 
ergeben hätte (vgl. Zitzlaff, Stuw 1938 Sp. 1358). 

Ebenſo kann das Urteil in dem merkwürdig gelagerten 
Fall RStBl. 1935 S. 1391 nicht recht befriedigen. Daß ein 
Kaufmann ſeine Gewerbeſteuer nicht als Betriebs⸗ 
ausgabe abziehen kann, widerſpricht den Abſichten des Ge⸗ 
ſetzgebers. Es will nicht einleuchten, daß hier ein Verſtoß 
gegen Treu und Glaube vorliegen ſoll, wie bei bewußt unter 
laſſenen Abſetzungen. Wenn man den Abzug ſchon verwei⸗ 
gern wollte, dann mußte Zurückberichtigung der Bilanzen 
verlangt werden, weil ſich der Fehler wegen des § 234 AO 
ſteuerlich nicht ausgewirkt hat! 

b) Bewußte Fehler gewinnerhöhender Art 

Hat der Pflichtige bewußt einen Fehler gewinn⸗ 
erhöhender Art gemacht (zu hoher Beſitzpoſten, zu ge⸗ 
ringe Schuld, zu niedrige Abſetzungen), um ſpäter durch 
Abſchreibungen auf den Teilwert uſw. ſteuerliche Vorteile 
zu erlangen, ſo ſind folgende Gegenmaßnahmen möglich: 


1. Berichtigungsveranlagung für das Jahr des 
falſchen Anſatzes und Berichtigung der folgenden Jahre 
nach 8 A StAnpG. Eine Berichtigungsveranlagung nach 
§ 222 Abſ. 1 Nr. 1 iſt auch dann gegeben, wenn die Ver⸗ 
anlagung für das Fehlerjahr zwar zu einer niedrigeren 
Beſteuerung geführt hat, im Geſamtergebnis aber eine 
Erhöhung der Steuer erfolgt (RStBl. 1937 S. 17). 
Abwarten des ſelbſttätigen Fehlerausgleichs oder 
Berichtigung der Schlußbilanz des zu veranlagen⸗ 
den Jahres. Ob die Maßnahme unter 1 oder unter 2 zu 
der höheren Beſteuerung führt, kommt auf die Lage des 
einzelnen Falles an. Die für den Pflichtigen un⸗ 
günſtigſte Behandlungsweiſe iſt geboten. 

3. Durchbrechung des Bilanzenzuſammenhanges durch 
ſelbſtändige Berichtigung der Anfangsbilanz. Wirkung: 
Für die Vergangenheit bleibt es bei der zu hohen Be⸗ 
ſteuerung. In der Zukunft kann ſich die zu hohe Be⸗ 
ſteuerung nicht mehr ausgleichen. 

Der Neichsfinanzhof hat früher (RStBl. 1932 
2 528, Stu W 1934 Nr. 544) angenommen, daß allge⸗ 
mein die ſpätere Anfangsbilanz ſelbſtändig berichtigt 
werden dürfe (Buchſtabe e), wenn der Pflichtige bewußt 
ein Aktivum zu hoch in die Schlußbilanz eines Jahres 
eingeſetzt hatte. In der Entſcheidung RStBl. 1937 S. 17 
hat er dieſen Standpunkt aufgegeben. Eine Firma hatte 
ihr Warenlager früher bewußt zu hoch bewertet. Der 
Reichsfinanzhof führt aus, daß das Finanzamt den Bi⸗ 
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lanzenzuſammenhang nicht durchbrechen durfte 
und verweiſt auf die Möglichkeit unter a und b oben. 
Was aber Rechtens iſt, wenn eine Berichtigungsveranla⸗ 
gung nicht möglich iſt, ſteht offen. Der Pflichtige, der 
einen beſtimmten Bilanzanſatz erkämpft oder er- 
ſchlichen hat, kann aber wohl an dem ſelbſtverſchulde⸗ 
ten zu hohen Anſatz mindeſtens für die Vergangenheit 
feſtgehalten werden. Er muß ſich die Berichtigung der 
Anfangsbilanz gefallen laſſen. Weitere Klärung dieſer 
Fragen iſt notwendig. 


e) Bewußte Fehler gewinnmindernder Art 

Hat der Pflichtige in einem Gewinnvorjahr bewußt 
einen ſteuermindernden Bilanzanſatz eingeſtellt (zu 
niedriger Beſitzpoſten, zu hohe Schulden und Rückſtellungen, 
zu hohe Abſetzungen), ſo verſucht er oft der ſpäteren Um⸗ 
kehr dieſes Vorteils dadurch zu entgehen, daß er die Be⸗ 
richtigung der Anfangsbilanz eines folgenden Jahres durch⸗ 
führt oder beantragt. Es iſt klar, daß derartigen Anträgen 
und Vorhaben nicht entſprochen werden kann, weil der 
Pflichtige ſonſt im Beſitz des ungerechtfertigten Steuervor⸗ 
teils bliebe. Der Reichsfinanzhof führt deshalb in RStBl. 
1932 S. 528 aus: 

„Iſt einer vorhergehenden Veranlagung ein un⸗ 

richtiger Bilanzanſatz zugrunde gelegt worden, ſo darf 

eine Berichtigung der Anfangsbilanz eines 
ſpäteren Jahres unter Durchbrechung des Grundſatzes 
des Bilanzenzuſammenhanges jedenfalls dann nicht 
erfolgen, wenn die Berichtigung der Anfangsbilanz 
wider Treu und Glaube verſtoßen würde.“ 
Es kommen daher zur Behebung des Fehlers nur die unter 
al und 2 in vorſtehender Ziffer dargelegten Maßnahmen 
in Frage. 

Im Fall des Urteils Kartei EStG 1934 8 5 Abſ. 2 R. 6 
hatte der Pflichtige in den Vorjahren ſein Warenlager ſtets 
um 40 000 RM zu niedrig angegeben. Der Reichsfinanzhof 
lehnt die vom Pflichtigen verlangte Berichtigung der An⸗ 
fangsbilanz des laufenden Jahres 1930 ab und berichtigt 
die Schlußbilanz dieſes Jahres. Daß ſich dabei für 1930 
ein Gewinn ergibt, der wirtſchaftlich nicht in dieſem Jahre 
erzielt wurde, erklärt der Reichsfinanzhof als belanglos. 
Die Gewinnverlagerung muß von dem Pflichtigen hin⸗ 
genommen werden. 


d) Abſetzungen für Abnutzung 
Bewußte Vornahme unrichtiger Abſetzungen in 
Gewinnjahren. 


Eildien ſt⸗ 


Die Behandlung der Weihnachts geſchenke bei der Lohn- 
fteuer und dem ſiriegszuſchlag zur Einkommenfteuer 
(£ohnfteuer) 


Zuwendungen eines Arbeitsgebers an feine Arbeitnehmer aus 
Anlaß des Weihnachtsfeſts (Weihnachtsgeſchenke) ſind bei den 
Empfängern nicht mehr ſteuerlich begünſtigt. Hinweis auf DEZ 
1939 Nr. 47 S. 966. Die Weihnachtsgeſchenke find ohne Rückſicht 
auf ihre Höhe nicht mehr von der Lohnſteuer, dem Kriegszuſchlag 
zur Einkommenſteuer (Lohnſteuer), der Wehrſteuer und der Schen⸗ 
kungſteuer befreit. Es können ſich durch die Hinzurechnung der 
Weihnachtsgeſchenke zum ſteuerpflichtigen Arbeitslohn in gewiſſen 
Fällen Härken ergeben. Dieſe Härten treten dann ein, wenn nur 
durch die Zahlung eines Weihnachtsgeſchenks die Freigrenze für 
den Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer (234 RM monatlich, 
54 RM wöchentlich) überſchritten wird. Die Harten treten auch 
dann ein, wenn nur durch die Zahlung eines Weihnachtsgeſchenks 
die Grenzen überſchritten werden, die für ſteuerfreie Arbeitgeber⸗ 
unterſtützungen an ſolche Arbeitnehmer vorgeſehen ſind, die z. B. 
zur Wehrmacht einberufen find (Abſchnitt I Ziffer 12 der Lohn⸗ 
ſteuerrichtlmien). Der Reichsminiſter der Finanzen hat deshalb 
im Erlaß vom 30. November 1939 das folgende angeordnet: 

1. Überſteigt der Arbeitslohn eines Arbeitnehmers nur durch 
ein Weihnachtsgeſchenk, das in der Zeit vom 25. November bis 
24. Dezember gezahlt wird, die Freigrenzen für den Kriegszu⸗ 
ſchlag zur Einkommenſteuer (Lohnſteuer), ſo iſt der Kriegszu⸗ 


N 


1. Hat der Pflichtige überhaupt keine Abſetzun⸗ 
gen für Abnutzung vorgenommen, dann kann er 
die Abſetzungen nicht nachholen. Im Falle RStBl. 
1935 S. 920, wo Abſetzungen auch in einem Gewinnjahr 
unterlaſſen wurden, bemerkt der Reichsfinanzhof: „Der 
Anſpruch auf Berückſichtigung der im früheren Steuerab⸗ 
ſchnitt eingetretenen, aber vom Steuerpflichtigen nicht 
beachteten Abnutzung der Gebäude iſt für dieſen endgül⸗ 
tig verloren.“ Er kann ſie auch nicht etwa durch eine 
Abſchreibung auf den Teilwert nachholen. Er muß ſich 
vielmehr die Durchbrechung des Bilanzenzujam- 
menhanges (alfo doch! ſiehe oben Ziffer 6 Buchſtabe b) 
gefallen laſſen. 

Beiſpiel: 

Ein Kaufmann ſetzt eine Maſchine in den Jahren 1 
bis 5 ſtets mit 50 000 RM an. Im Jahre 6 macht er gel⸗ 
tend, der Teilwert der Maſchine ſei nur noch 20 000 RM. 
Hier iſt in die Anfangsbilanz des Jahres 6 ein Be⸗ 
trag von 50 000 RM abzüglich der unterlaſſenen Abſetzun⸗ 
gen (5 X 5000 RM) einzuſtellen (Durchbrechung des 
Bilanzenzuſammenhanges). 


Gebhardt hält es in DStB 1939 S. 458 (422) für 
zweifelhaft, ob dieſe Rechtſprechung Beſtand haben wird. 
Es iſt möglich, daß in folgerichtiger Fortführung der in 
RStBl. 1937 S. 17 entwickelten Gedanken auch hier dem 
Grundſatz des Bilanzenzuſammenhanges der Vorrang 
eingeräumt wird. 


Die Vornahme zu niedriger Abſetzungen 
für Abnutzung iſt allgemein nicht als unlauteres 
Verhalten, ſondern als Irrtum über die Nutzungsdauer 
zu erachten. Iſt aber ausnahmsweise Steuerunehrlichkeit 
erwieſen, dann iſt die Behandlungsart die gleiche wie bei 
ganz unterlaſſenen Abſetzungen. 


2. Hat der Pflichtige bewußt zu hohe Abſetzungen 
für Abnutzung vorgenommen, ſo kommt eine Durch⸗ 
brechung des Bilanzenzuſammenhanges nicht in Frage. 
Die Berichtigung der Anfangsbilanz hätte zur Folge, daß 
der Pflichtige in der Vergangenheit im Genuß der er⸗ 
langten Steuervorteile bliebe und die überhöhten Ab⸗ 
ſetzungen künftig nochmals abziehen könnte. Es kommt 
vielmehr Berichtigungsveranlagung (ſiehe RSt Bl. 1937 
S. 332) oder Übernahme des Anſatzes der vorjährigen 


Schlußbilanz und Verteilung auf die Reſtnutzungsdauer 
in Betracht (ſiehe auch RStBl. 1935 S. 222). 


a ch richten 


ſchlag zur Einkommenſteuer (Lohnſteuer) nur bon der Lohn⸗ 
teuer zu berechnen, die auf das Weihnachtsgeſchenk 
entfällt. Ein Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer von der 
Lohnſteuer, die auf den übrigen Arbeitslohn entfällt, wird 
in dieſem Fall nicht erhoben. 

Beiſpiel: 

Ein Arbeitnehmer in Steuergruppe III hat einen 
monatlich vorauszahlbaren Monatslohn von 200 Reichs⸗ 
mark. Die monatliche Lohnſteuer beträgt 8,84 Reichsmark. 
Der Arbeitnehmer erhält aus Anlaß des Weihnachtsfeſts 
von ſeinem Arbeitgeber am 15. Dezember 1939 eine Zu⸗ 
wendung von 50 Reichsmark. Sein Arbeitslohn für De⸗ 
zember 1939 beträgt (200 + 50 =) 250 Reichsmark, Er 
überſteigt nur durch die Zahlung des Weihnachtsgeſchenks 
die Freigrenze von 234 Reichsmark, die § 1 der Erſten 
EADB gemäß für den Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer 
(Lohnſteuer) vorgeſehen iſt. Der Kriegszuſchlag zur Ein⸗ 
kommenſteuer (Lohnſteuer) iſt in der folgenden Weiſe zu 
berechnen: 

a) Zu der Lohnſteuer, die auf den laufenden Monats⸗ 
kohn entfällt (8,84 Reichsmark), wird ein Kriegszu⸗ 
ſchlag nicht erhoben; 

b) Die Lohnſteuer von dem Weihnachtsgeſchenk beträgt 
§ 35 LSIDB (§ 35 der Zweiten LSt DO) gemäß 
10 vom Hundert von 50 — 5 Reichsmark. Der Kriegs⸗ 
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aujchlag beträgt 50 vom Hundert von 5 = 2,50 Reichs⸗ 

mark. 

2. Wird neben einer nach Abſchnitt I 12 LR ſteuerfreien Arbeit⸗ 
geberunterſtützung (3. B. der Arbeitgeberunterſtützung an einen 
zur Wehrmacht einberufenen Arbeitnehmer) ein Weihnachts⸗ 
geſchenk in der Zeit vom 25. November bis 24. Dezember ge⸗ 
währt, und wird nur dadurch der Höchſtbetrag für ſteuer⸗ 
freie Arbeitgeberunterſtützungen überſchritten, ſo iſt nur das 
Weihnachtsgeſchenk, nicht auch die Arbeitgeberunterſtützung 
ſteuerpflichtig. 

Beiſpiel: 

Ein Arbeitgeber zahlt einem zur Wehrmacht einberu⸗ 
fenen Arbeitnehmer in Steuergruppe J eine Arbeitgeber⸗ 
unterſtützung von 150 Reichsmark monatlich. Es ſind alle 
Vorausſetzungen für die Steuerfreiheit dieſer Arbeitgeber⸗ 
unterſtützung nach Abſchnitt 1 12 LR erfüllt. Die Arbeit⸗ 
geberunterſtützung unterliegt deshalb nicht der Lohnſteuer 
und dem Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer (Lohnſteuer). 
Am 15. Dezember 1939 zahlt der Arbeitgeber dem Arbeit⸗ 
nehmer ein Weihnachtsgeſchenk von 100 Reichsmark. Da⸗ 
durch erhöhen ſich die Geſamtbezüge des Arbeitnehmers für 
den Monat Dezember 1939 auf 250 Reichsmark. Eine 
Steuerbefreiung für dieſen Betrag kommt Abſchnitt J 12 LR 
gemäß nicht in Betracht. Die Arbeitgeberunterſtützung wäre 
deshalb im Monat Dezember in voller Höhe (laufende 
Arbeitgeberunterſtützung und Weihnachtsgeſchenk) ſteuer⸗ 
pflichtig. Das iſt durch die Anordnung in Ziffer 2 aus⸗ 
geſchloſſen. Nur das Weihnachtsgeſchenk unterliegt der 
Lohnſteuer und dem Kriegszuſchlag zur Einkommenſteuer 
(Lohnſteuer). Die Lohnſteuer iſt dabei $ 35 LSt/B ($ 35 
der Zweiten LSt Do) gemäß zu berechnen. Oe 


Zuſtändigkeit zur Entjcheidung über die Anwendbarkeit des 
Gnadenerlafjes für die Wehrmacht 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat in einem Runderlaß 
vom 29. November 1939 (8 1278 — 129 III R) ausgeführt: 

Gegen einen Wehrpflichtigen des Beurlaubtenſtands, der in 
den aktiven Wehrdienſt endgültig eingeſtellt worden iſt, hat vor 
der Einſtellung ein Steuerſtrafver fahren oder ein 

Monopolſtrafver fahren (ein Verwaltungſtrafverfahren 

oder ein gerichtliches Strafverfahren) geſchwebt. Es muß in die⸗ 

ſem Fall geprüft werden, ob der Gnadenerlaß des Führers und 

Reichskanzlers für die Wehrmacht vom 1. September 1939 

2 S. 1549, RStBl. S. 984 und NZ. S. 761) Platz greift. 

8 find Zweifel darüber entſtanden, welche Stelle über die 

Anwendbarkeit des Gnadenerlaſſes vom 1. September 1939 zu 

entſcheiden hat. Ich vertrete im Einvernehmen mit dem Ober- 

kommando der Wehrmacht den folgenden Standpunkt: 

1. Iſt in dem Steuerſtrafverfahren oder in dem Monopolſtraf⸗ 
verfahren auf Strafe erkannt worden und iſt das Straferkennt⸗ 
nis vor dem 26. Auguſt 1939, dem Tag des Inkraft⸗ 
tretens der Kriegſtrafverfahrensordnung vom 17. Auguſt 1938, 
rechtskräftig geworden, ſo entſcheidet über die Anwendbarkeit 
des Gnadenerlaſſes vom 1. September 1939 


a) wenn das Straferkenntnis in einem Verwaltung⸗ 
ſtrafverfahren ergangen iſt: 
das Finanzamt (Hauptzollamt), 


b) wenn das Straferkenntnis in einem gerichtlichen 
Strafverfahren ergangen iſt: 
die allgemeine Strafverfolgungsbehörde. 


2. Iſt ein Steuerſtrafverfahren oder ein Monopolſtrafverfahren 
am 26. Auguſt 1939 noch anhängig geweſen, ſo 
entſcheiden über die Anwendbarkeit des Gnadenerlaſſes vom 
1. September 1939 die in Ziffer 1 Buchſtaben a und b bezeich⸗ 
neten Behörden nur dann, wenn die Anwendbarkeit des 
Gnadenerlaſſes bejaht wird. Ein ſolches Steuerſtrafverfahren 
oder Monopolſtrafverfahren iſt ſeit dem 26. Auguſt 1939 kraft 
Geſetzes ausgeſetzt (Hinweis auf § 120 Abſatz 1 der 
Kriegſtrafverfahrensordnung in der Faſſung der Verordnung 
vom 26. Auguſt 1939 — RGBl. 1 S. 1482 —). Während der 
Dauer der Ausſetzung ſind verfahrensrechtliche Maßnahmen 
weder nach der Strafprozeßordnung oder der Reichsabgaben⸗ 
ordnung noch nach der Kriegſtrafverfahrensordnung zuläſſig. 
Die Entſcheidung über die Anwendbarkeit des Gnadenerlaſſes 
iſt jedoch keine verfahrensrechtliche Maßnahme, ſondern ledig⸗ 
lich eine Feſtſtellung über die bereits eingetretene Straf⸗ 
freiheit. 

3. Nur wenn die unter Ziffer 1 Buchſtaben a und b bezeichneten 
Behörden die Anwendbarkeit des Gnadenerlaſſes ver⸗ 
neinen, iſt die Sache nach § 120 Abſatz 1 der Kriegſtraf⸗ 
verfahrensordnung dem zuſtändigen Gerichtsherrn zur Ent⸗ 
ſcheidung über die Übernahme vorzulegen. Dr? 


Bürgerfteuer der Angehörigen der Wehrmacht 


Das Bürgerſteuergeſetz ſieht in einigen Vorſchriften eine 
Sonderbehandlung der Angehörigen der Wehr⸗ 
macht vor. Hinweis auf § 1 Abſatz 3, § 13 Abſatz 4 und § 15 
Abſatz 1 Ziffer 6 BStG. Es iſt zurzeit die Vorſchrift im § 15 Ab⸗ 
fat 1 Ziffer 6 BStG von beſonderer Bedeutung. Danach iſt der 
einzelne Teilbetrag der Bürgerſteuer nicht zu erheben, wenn der 
Steuerpflichtige am Fälligkeitstag Angehöriger der Wehr⸗ 
macht iſt und im Erhebungsjahr weder zur (veranlagten) Ein⸗ 
kommenſteuer noch zur Lohnſteuer herangezogen wird. 

Angehörige der Wehrmacht ſind gemäß den Durch⸗ 
führungsbeſtimmungen zum Einſatz⸗Wehrmachtgebührnisgeſetz 
vom 31. Auguſt 1939 (RGBl. I S. 1557) alle Soldaten und 
Wehrmachtbeamten einerlei, ob ſie der Friedenswehrmacht 
angehörten oder aus dem Beurlaubtenverhältnis einberufen oder 
unmittelbar in die Wehrmacht eingetreten ſind. Die Nicht⸗ 
erhebungsvorſchrift im § 15 Abſatz 1 Ziffer 6 gilt für al le dieſe 
Perſonen. 

Der Reichsminiſter der Finanzen hat in einem Erlaß klar⸗ 
geſtellt, daß im Sinn des § 15 Abſatz 1 Ziffer 6 BSG Ruhe⸗ 
gehaltsempfänger der Wehrmacht nicht zu den Ange⸗ 
hörigen der Wehrmacht rechnen. Das gleiche gilt für Ange⸗ 
hörige und Arbeiter (Gefolgſchaftsmitglieder) der Wehr⸗ 
macht. Es gehören jedoch zu den Angehörigen der Wehrmacht die 
Offiziere und Beamten z. D. und z. V., ſolange ſie 
— auch während eines beſonderen Einſatzes der Wehrmacht — 
aktiven Dienſt leiſten. 0. 


Bürgerfteuer bei Familienunterhaltsempfängern 


Zur Wehrmacht einberufene Arbeitnehmer, die in 
einem privaten Dienſtverhältnis ſtehen, haben 
grundſätzlich Anſpruch auf Familienunterhalt. Das gilt auch dann, 
wenn der Arbeitgeber an den Arbeitnehmer einen Teil des bis⸗ 
herigen Arbeitslohns weiterzahlt. Derartige freiwillige Zuwen⸗ 
dungen werden auf den Familienunterhalt nicht angerechnet, wenn 
fie nur eine Auffüllung des Familienunterhalts bis zur Einkom⸗ 
menshöchſtgrenze von 85 v. H. des bisherigen Nettoeinkom⸗ 
mens bedeuten. 

Die Gewährung von Familienunterhalt ſchließt die Erhebung 
der Bürgerſteuer aus. Hinweis auf 8 15 Abſatz 1 Ziffer 4 BStG. 
Auf die Höhe der Bezüge, die dem Steuerpflichtigen und ſeinen 
Angehörigen insgeſamt zufließen, kommt es dabei nicht an. Die 
Nichterhebung der Bürgerſteuer iſt gerechtfertigt, weil ſie bei der 
Errechnung des Höchſtſatzes von 85 v. H. des Nettoeinkommens 
nicht berückſichtigt iſt. 

Anders iſt die Rechtslage bei den zur Wehrmacht einberufenen 
a U des öffentlichen Dienstes und den 
Angehörigen und Arbeitern von Körperſchaften 
des öffentlichen Rechts. Dieſe Perſonen erhalten als An- 
gehörige der Wehrmacht ihre Bezüge auch während der Dauer des 
Kriegs weiter. Ihnen wird nur zum Ausgleich für die von der 
Wehrmacht gewährten Bezüge (Wehrſold uſw.) ein nach dem 
Familienſtand abgeſtufter Ausgleichsbetrag abgezogen. 


Die Erhebung der Bürgerſteuer von den zur Wehr⸗ 
macht einberufenen Feſtbeſoldeten des öffentlichen Dienſtes und 
den Angehörigen und Arbeitern von Körperſchaften des öffent⸗ 
lichen Rechts iſt gerechtfertigt, weil dieſen Perſonen die 
friedensmäßigen Bezüge ungefähr in der gleichen Höhe wie bisher 
weitergezahlt werden. 0. 


Zum Steuergutjchein-Derfahren 


1. Zahlung von Steuern in Steuergutſcheinen J im ſtückeloſen 
Verkehr 

Steuergutſcheine I können erſtmals ab 1. Dezember 1939 zur 
Entrichtung von Reichsſteuern in Zahlung gegeben 
werden (§ 1 Abſatz 3 N). Ein Teil dieſer Steuergutſcheine be⸗ 
findet ſich in Sammelverwahrung bei den Kaſſen⸗Ver⸗ 
einen. Die Übertragung von Steuergutſcheinen, die ſich in 
Sammelverwahrung befinden, erfolgt in der Regel im ſtücke⸗ 
loſen Verkehr. Der Reichsminiſter der Finanzen hat zur 
Erleichterung von Steuerzahlungen in Steuergut⸗ 
ſcheinen ebenfalls ein ſtückeloſes Verfahren zugelaſſen. 
Dieſe Maßnahme trägt dazu bei, den Arbeitsaufwand der Banken 
und der Steuerpflichtigen, die Steuergutſcheine bei der Entrich⸗ 
tung von Reichsſteuern in Zahlung geben wollen, zu vermindern. 


Die Steuerpflichtigen, die von diaſer Möglichkeit Gebrauch 
machen wollen, wenden ſich rechtzeitig, alſo ſpäteſtens 
einige Tage vor Fälligkeit der Steuerzahlung, 
an die Bank, der ſie die Steuergutſcheine in Verwahrung gegeben 
haben. Sie haben dabei der Bank die zuſtändige Finanz ⸗ 
kaſſe oder Zollkaſſe, ihre Steuernummer, den 
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Nennwert und den Zeitpunkt der Einlösbarkeit 
der Steuergutſcheine anzugeben, die ſie in Zahlung 
geben wollen. Die Steuerpflichtigen haben außerdem 
ſelbſt der zuſtändigen Finanzkaſſe oder Zollkaſſe 
mitzuteilen, daß die Übertragung von Steuergutſcheinen 
veranlaßt worden iſt. Dabei iſt der Verwendungszweck der 
Steuergutſcheine anzugeben. 

Die Banken veranlaſſen bei den Kaſſen⸗Vereinen. die ihre 
Sammelkonten führen, die Übertragung der Steuergutſcheine auf 
ein Sammelkonto des Kontors der Reichshaupt⸗ 
bank für Wertpapiere, das bei der Bank des Ber⸗ 
liner Kaſſen⸗Vereins geführt wird. Der Auftrag zur 
Übertragung erfolgt auf einem beſonderen Formblatt, auf dem 
der Name und die Anſchrift des Steuerpflichtigen 
und die Angaben, die von dieſem der Bank gemacht 
wurden, zu vermerken ſind. 

Das Kontor für Wertpapiere teilt nach Eingang der Gut⸗ 
ſchrift auf feinem Konto bei der Bank des Berliner Kaſſen⸗Vereins 
den Nennbetrag und die Fälligkeit der übertragenen Steuergut⸗ 
ſcheine und die Angaben, die die Bank mit dem Überweiſungs⸗ 
auftrag gemacht hat, der zuſtändigen Finanzkaſſe oder Zoll- 
kaſſe mit. 

Die Koſten der ſtückeloſen Übertragung hat der Steuer- 
pflichtige zu übernehmen. 


2. Zuläſſigkeit der Bezahlung von Steuern in Steuergutſcheinen 
durch Kreditinſtitute — keine Entrichtung von Steuern in 
Steuergutſcheinen bei Aunahmeſtellen von Finanzämtern 


Die Banken dürfen Steuerzahlungen im Auftrag ihrer 
Kundſchaft nur dann in Steuergutſcheinen leiſten, 
wenn eine ausdrückliche Anweiſung zur Bezahlung in 
Steuergutſcheinen von dem Kunden gegeben worden iſt. 

Kreditinſtitute, die Annahmeſtellen von Finanz⸗ 
ämtern find, dürfen Steuergutſcheine für Rechnung 
der zuſtändigen Finanzkaſſen nicht annehmen. Ein 
Steuerpflichtiger, der bei einer Annahmeſtelle Steuergut⸗ 
ſcheine in Zahlung geben will, iſt an die zuſtändige Finanzkaſſe 
zu verweiſen. Außerdem ſteht es dem Steuerpflichtigen frei, die 
Dienſte der Bank für die Zahlung von Steuern in Steuergut⸗ 
ſcheinen im ſtückeloſen Verkehr in Anſpruch zu nehmen (Hinweis 
auf Ziffer 1). | 

Steuern, die von Kreditinſtituten, die Annahmeſtellen von 
Finanzämtern ſind, für Rechnung der zuſtändigen 
Finanzkaſſen erhoben werden, können von dem Kredit⸗ 
inſtitut nicht in Steuergutſcheinen an die Finanzkaſſen abge⸗ 
führt werden. 


3. Wann iſt eine Zahlung in Steuergutſcheinen als geleiſtet an⸗ 
zuſehen? 

Eine Zahlung iſt als „geleiſtet“ im Sinn des § 15 Abſatz 2 
der Zweiten NF DV anzuſehen, wenn die Zahlungsverpflichtung 
erfüllt iſt. Für die Beurteilung des Sachverhalts ſind die 
allgemeinen Grundſätze des Schuldrechts maß⸗ 
gebend. Danach gilt folgendes: Eine Zahlung, die durch Über- 
ſendung von Steuergutſchein⸗Stücken an den Zah⸗ 
lungsempfänger erfolgt, iſt in dem Zeitpunkt geleiſtet, in 
dem die Stücke dem i eee zugehen. 
Wenn die Zahlung an eine Bank erfolgt, die auf den Ge⸗ 
ſchäftspapieren des Zahlungsempfängers be- 
zeichnet tft, fo iſt die Zahlung in dem Zeitpunkt geleiſtet, in 
dem ſie dem Bankkonto des Zahlungsempfängers 
gutgeſchrieben wird. Zahlungen, die an eine Bank ent- 
richtet werden, die vom Zahlungsempfänger nicht zur Entgegen⸗ 
nahme von Zahlungen er mäch got tft, find nur als ge⸗ 
leiſtet anzuſehen, wenn der Gläubiger die Überweiſung nach⸗ 
träglich genehmigt. 


4. Stellung der Stagma im Steuergutſcheinverfahren 


Die Stag ma iſt ein wirkſchaftlicher Verein, deſſen Rechts⸗ 
fähigkeit auf ſtaatlicher Verleihung beruht. Dem Verein iſt die 
Befugnis zuerkannt worden, als alleinige Stelle im Deutſchen 
Reich die Aufführungsrechte an tonkünſtleriſchen Werken gewerbs⸗ 
mäßig zu vermitteln. Der Verein handelt dabei treuhände⸗ 
riſch für die Urheber und die Verleger. 


Die Stagma iſt gewerblicher unternehmer im Sinn 
des NF. Sie iſt deshalb grundſätzlich zur Annahme von 
Steuergutſcheinen verpflichtet und zur Bezahlung in 
Steuergutſcheinen berechtigt. Die Verpflichtung des Vereins, 
Steuergutſcheine an Zahlungs Statt anzunehmen, beſteht jedoch 
in den Fällen nicht, in denen die Stagma die Urheberrechte 
treuhänderiſch für Perſonen verwertet, die keine 
Einkünfte aus Gewerbebetrieb haben (3. B. Kom⸗ 
poniſten). Entgelte für Urheberrechte, die von der Stagma 
treuhänderiſch für gewerbliche Unternehmer 


(3. B. Verleger) vereinnahmt werden, können an den Verein 
für Rechnung der Unternehmer anteilig in Steuer⸗ 
gutſcheinen bezahlt werden. Bus. 


Friſtverlängerung für die Umſtellung von Penfions- und 
Unterſtützungskaſſen 


Penſions⸗ und Unterſtützungskaſſen waren 
bereits unter der Herrſchaft des KStG 1925 und des VSt 1931 
ſteuerbefreit, wenn ſie beſtimmten Voraus- 
ſetzungen entſprachen. Dieſe Vorausſetzungen waren unzu⸗ 
reichend. Sie boten keine genügende Sicherheit dafür, daß die 
Steuerbefreiung nur wirklich ſozialen Einrichtungen zu 
gute kam. Die Anforderungen, die an die Sicherheit des 
Kaſſenvermögens und der Kaſſenleiſtungen geſtellt wurden, waren 
ungenügend. Die Vorausſetzungen find daher bei der natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Steuerreform von 1934 
weſentlich verſchärft worden (Hinweis auf 84 Abſatz 1 
Ziffer 7 KStG 1934 und 8 3 Abſatz 1 Ziffer 7 VSt 1934). Die 
neuen Vorſchriften waren erſtmals bei der Veranlagung zur 
Körperſchaftſteuer für das Kalenderjahr 1934, bei der Einheits⸗ 
bewertung für die gewerblichen Betriebe und bei der Hauptver⸗ 
anlagung zur Vermögenſteuer nach dem Stand vom 1. Ja⸗ 
nuar 1935 anzuwenden. 

Die Umſtellung bereits beſtehender Penſions⸗ 
und Unterſtützungseinrichtungen auf die neuen Vorſchriften ließ 
ſich nicht von heut auf morgen vollziehen. Es war notwendig, für 
dieſe Umſtellung eine längere Friſt zu gewähren. Es wären 
ſonſt wertvolle Einrichtungen der Gefolgſchaftsfürſorge zerſchlagen 
worden. Die Geltungsdauer der Beſtimmungen des 
alten KStGund ddesalten VSt iſt daher für dieſe bereits 
beſtehenden Einrichtungen wiederholt verlängert worden. 
Durch den Rd F⸗Erlaß vom 15. Dezember 1938 
(RStBl. S. 1181) iſt die Umſtellungsfriſt begrenzt worden. Die 
alten Steuerbefreiungsvorſchriften ſollten letztmals bei der 
Veranlagung zur Körperſchaftſteuer für das Kalenderjahr 
1939 und bei der Einheitsbewertung der gewerblichen Betriebe 
und bei der Hauptveranlagung zur Vermögenſteuer nach dem 
Stand vom 1. Januar 1939 angewendet werden. Die 
durch den Ausbruch des Kriegs geſchaffenen Verhältniſſe machen 
es erforderlich, den Unternehmern nochmals eine Um⸗ 
ſtellungsfriſt zu geben. Die Behörden, die bei der Um⸗ 
ſtellung von Penſions⸗ und Unterſtützungskaſſen mitzuwirken 
haben, und die Unternehmer find voll mit kriegswichtigen 
Aufgaben beſchäftigt. Es wird ihnen aus dieſem Grund 
oft nicht möglich ſein, für eine rechtzeitige Umſtellung 
der Kaſſen zu ſorgen. 

Durch den Rd F⸗Erlaß vom 25. November 1939 
(RStBl. S. 1141) iſt daher beſtimmt worden, daß die Steuer⸗ 
befreiung von Penſions⸗ und Unterſtützungskaſſen auf Grund des 
KStG 1925 erhalten bleibt, wenn fie ſpäteſtens bis zum 
81. Dezember 1940 auf die neuen Steuerbefreiungsvor⸗ 
ſchriften umgeſtellt werden. Kaſſen, die bis zu dieſem Zeit⸗ 
punkt nicht umgeſtellt werden, unterliegen bereits für 
das Kalenderjahr 1940 der Körperſchaftſteuer. 
Darin liegt ein Unterſchied gegenüber den bisherigen Anord⸗ 
nungen über die Verlängerung der Umſtellungsfriſt, die einen 
rückwirkenden Fortfall der Steuerbefreiung nicht vorſahen. 

Für die Oſtmark iſt eine entſprechende Regelung 
getroffen worden. 

Nach dem Kd F⸗Erlaß vom 3. Juni 1939 (RStBl. 
S. 780) ſind bei der Veranlagung zur Körperſchaftſteuer für die 
Kalenderjahre 1938 und 1939 noch die bisherigen öſter⸗ 
reichiſchen Vorſchriften für Penſions⸗ und Unter⸗ 
ſtützungseinrichtungen (Hinweis auf $ 84 Abſatz 1 Buchſtabe b des 
Perſonalſteuergeſetzes) anzuwenden. Vereinigungen und Fonds, 
die bereits vor dem 1. Januar 1939 beſtanden haben 
und die nach den öſterreichiſchen Vorſchriften ſteuerfrei 
waren, oder deren Steuerbefreiung auf Grund dieſer Vorſchriften 
von dem früheren öſterreichiſchen Bundesminiſter für Finanzen 
ausgeſprochen worden war, ſind bei der Körperſchaftſteuerveran⸗ 
lagung für 1988 und 1939 noch als ſteuerfrei zu behandeln. Sie 
müßten aber dem Runderlaß vom 3. Juni 1939 gemäß ſpäteſtens 
bis zum 81. Dezember 1939 auf die Steuerbe⸗ 
freiungsvorſchriften des KStG'1934 umgeſtellt 
werden, wenn fie die Steuerbefreiung über das Kalenderjahr 1939 
hinaus in Anſpruch nehmen wollen. 

Dieſe Friſt iſt durch den Runderlaß vom 25. November 
1939 ebenfalls bis zum 31. Dezember 1940 berlängert 
worden. 

Für die Einheitsbewertung der gewerblichen 
Betriebe und die Vermögenſteuerveranlagung 
nach dem Stand vom t. Januar 1940 im Altreich und in 
der Oſtmark wird eine ähnliche Regelung in den Ver ⸗ 
anlagungs richtlinien getroffen werden. Muß. 


Geld, Kredit und ùppentlielie Finanzen 


Steuergutſcheinkurſe. Vom 6. Dezember 1939: 
Steuergutſcheine I: Dezember 1939 99,90; Januar 1940 
99,40 bis 99,45; Februar 99 / bis 99,30; März 99,22 ½ bis 99,25; 
April und Mai 99,20 bis 99,25. — Steuergutſcheine II: 
Juni 1942 97,25; Juli 96; Auguſt 965, September, Oktober 
und November 96. 


5 Millionen Reichsmark Kali⸗Chemie⸗Anleihe. Die Kali⸗ 
Chemie⸗Aktiengeſellſchaft, Berlin, nimmt eine Anleihe von 5 Mil⸗ 
lionen Reichsmark auf. Die Anleihe wird zum Nennbetrag 
ausgegeben. Sie wird mit p vom Hundert verzinſt. Die 
Anleihe iſt der erſte Abſchnitt einer Geſamtanleihe von 10 Mil⸗ 
lionen Reichsmark. 


Zeichnung der Krupp⸗Anleihe vorzeitig geſchloſſen. Die Nach⸗ 
frage nach der Krupp⸗Anleihe über 40 Millionen Reichsmark 
(Hinweis auf die Meldung in Nummer 47 des WB) iſt fo groß 
geweſen, daß die Zeichnungsfriſt abgekürzt werden mußte. 


Kredite an Baltendeutſche. Die Deutſche Umſied⸗ 
lungs-Treuhand⸗Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung in Berlin (Hinweis auf die Meldung in Nummer 47 
des WB) hat eine Zweigſtelle in Poſen errichtet. Die 
Deutſche Umſiedlungs⸗Treuhand⸗Geſellſchaft wird den Valten⸗ 
deutſchen Kredite gewähren, um die Aufbauarbeit der Nüd- 
wanderer in großzügiger Weiſe zu erleichtern. 


Neue Maßnahmen auf dem Gebiet der Zwangsvollſtreckung. 
Der Miniſterrat für die Reichsverteidigung hat auf Grund der 
Verordnung vom 31. Oktober 1939 (RGBl. 1 S. 2139) neue Be⸗ 
ſtimmungen über die Zwangsvollſtreckung ge⸗ 
troffen. — Zwangsverſteigerungen von Grundſtücken, die 
auf Grund der Verordnung vom 1. September 1939 einſtweilen 
eingeſtellt waren, können auf Antrag fortgeſetzt werden. 
Die Verfahren dürfen nur in Härtefällen nicht fort⸗ 
geſetzt werden. — Zwangsvollſtreckungen in bewegliche 
Sachen ſind ohne Antrag fortzuſetzen. Es hat bisher für be⸗ 
wegliche Sachen eine allgemeine Verwertungs⸗ 
ſperre beſtanden. — Das Vollſtreckungsgericht kann auf Grund 
der Verordnung vom 1. September 1939 von Amts wegen 
Maßnahmen der Zwangsvollſtreckung aufheben oder einſtellen. 
Dieſe Vorſchrift wird durch die Verordnung vom 81. Oktober 1939 
auf die Verwertung vertraglicher oder geſetzlicher 
Pfänder erſtreckt. 


Anderung des Reichsſchuldbuchgeſetzes. § 13 Abſatz 1 Ziffer 
50 des Geſetzes über die Deutſche Reichsbank gemäß, können 
Reichs ſchuldbuchforderungen von der Reichsbank 
beliehen werden. Dieſe Beſtimmung hat ein wichtiges 
Hemmnis des Verkehrs in Reichsſchuldbuchforderungen beſeitigt. 
Es iſt beabſichtigt, für Reichsanleihen, die in das Reichsſchuldbuch 
eingetragen worden find, einen Schuldbuchgiroverkehr 
einzurichten. — Die Verordnung über die Anderung 
des Reichsſchuldbuchgeſetzes vom 17. November 1939 
(RGBl. 1 S. 2298) ſchafft die Rechtsſicherheit, die für die 
Übertragung und die Verpfändung von Schuldbuchforde⸗ 
rungen erforderlich iſt: Der öffentliche Glaube des 
Reichsſchuldbuches wird durch die Verordnung allgemein ein⸗ 
geführt. — Der öffentliche Glaube hat bisher nur bei den Kriegs⸗ 
ſchäden⸗Schuldbuchforderungen und bei den Polenſchäden⸗Schuld⸗ 
buchforderungen beſtanden. — Der öffentliche Glaube des 
Reichsſchuldbuchs bewirkt, daß der Erwerber einer Reichs⸗ 
ſchuldbuchforderung bei der Übertragung der Forderung im 
Reichsſchuldbuch nur ſolche Rechte Dritter an der Reichs⸗ 
ſchuldbuchforderung gegen ſich gelten laſſen muß, die im Reichs⸗ 
ſchuldbuch eingetragen find Verfügungsbe⸗ 
ſchränkungen des bisherigen Gläubigers ſind dem Erwerber 
der Reichsſchuldbuchforderung gegenüber nur wirkſam, wenn ſie 
im Reichsſchuldbuch eingetragen ſind. Der öffentliche 
Glaube des Reichsſchuldbuches gilt nicht, wenn der Erwerber 
die wahre Rechtslage kennt. Der öffentliche Glaube gilt 
auch dann nicht, wenn der Erwerber die wahre Rechtslage infolge 
grober Fahrläſſigkeit nicht kennt. 


Erweiterung der Deviſenſtellen in den Deutſchen Oftgebieten. 
Der Bezirk der Depiſenſtelle Danzig iſt auf das geſamte zum 
Reichsgau Danzig⸗Weſtpreußen gehörige Gebiet ausgedehnt wor⸗ 
den. Für den Reichsgau Poſen iſt eine Devifenitelle mit dem Sitz 
in Poſen errichtet worden. Der Bezirk der Deviſenſtelle 
Königsberg iſt um die in der Provinz Oſtpreußen und der 
Bezirk der Deviſenſtelle Troppau um die in der Provinz 
Schleſien eingegliederten Oſtgebiete erweitert worden. 


Wirtſchaftlicher Beobachter 


Private Bauſparkaſſen im dritten Vierteljahr 1939. Die 
privaten Bauſparkaſſen konnten trotz des Kriegs ihre Zuteilungs⸗ 
leiſtungen im dritten Vierteljahr 1989 gegenüber der gleichen 
Zeit des Vorjahrs um 70 v. H. ſteigern. 


Kredithilfe für Unternehmen der Einfuhrwirtſchaft und der 
Ausfuhrwirtſchaft. Wir haben in Nummer 41 über die Oeffa⸗ 
Sonderkredite und in Nummer 42 über die Induſtrie⸗ 
bank⸗ Aktion berichtet. Eine beſondere Kredithilfe iſt 
jetzt für die Einfuhrwirtſchaft und die Ausfuhrwirtſchaft geſchaffen 
worden. Sie ſoll den Unternehmern dieſes wichtigen Gewerbe⸗ 
zweiges die Aufrechterhaltung oder die Umſtellung ihrer Betriebe 
durch Sonderkredite erleichtern. — Die Sonderkredite 
werden von der Bankverbindung der Kreditnehmer ge⸗ 
währt. Sie werden von der Deutſchen Geſellſchaft für 
öffentliche Arbeiten A (Oeffa) oder von der 
Reichs⸗Kredit⸗Geſellſchaft Aktiengeſellſchaft 
(RAG) garantiert. — Die Oeffa iſt zuſtändig, wenn das 
kreditſuchende Unternehmen Güter oder Außenſtände in neu⸗ 
tralen Ländern als Sicherheiten zur Verfügung ſtellt (Oeffa⸗ 
Verfahren). Die Reichs⸗Kredit⸗Geſellſchaft iſt 
zuſtändig, wenn das kreditſuchende Unternehmen Außenſtände 
oder Güter im feindlichen Ausland als Sicherheiten anbietet 
(RKG- Verfahren). — Die Übernahme der Garantie iſt 
unter anderem davon abhängig, daß alle anderen Kreditmög⸗ 
lichkeiten des Unternehmens erſchöpft ſind. Die Reichs⸗ 
Kredit⸗Geſellſchaft garantiert nur, wenn Kreditmöglich⸗ 
keiten auf Grund des Oeffa⸗Verfahrens nicht mehr beſtehen. — 
Es wird wegen des Oeffa⸗Verfahrens auf die Meldung 
in Nummer 41 des WB hingewieſen. — Die Anträge auf Garantie⸗ 
übernahme im Rel G⸗ Verfahren werden von einem befon- 
deren Ausſchuß bearbeitet, dem Vertreter des Reichs angehören. 
Die Reichs⸗Kredit⸗Geſellſchaft garantiert den Kredit 
in voller Höhe im Namen und in Vollmacht des Reichs durch 
eine ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft gegenüber der 
Bank, die den Kredit gewährt. — Der Kredit wird dadurch ge⸗ 
geben, daß die Bank Sola⸗Wechſel des Kreditnehmers 
hereinnimmt. Die Wechſel werden zum Satz von 4 vom Hundert 
jährlich bei der Deutſchen Golddiskontbank diskontiert. 
— Der Kreditnehmer hat eine Proviſion von ½ vom Hundert an 
die Bank zu zahlen, die den Kredit gibt. Die Reichs⸗Kredit⸗Geſell⸗ 
ſchaft erhält denſelben Betrag für die Verwaltung und die Be⸗ 
arbeitung der Reichsgarantie. — Die Reichs⸗Kredit⸗Geſellſchaft 
und der Rechnungshof des Deutſchen Reichs können die Kredit⸗ 
nehmer und die Kreditverwendung jederzeit nachprüfen. 


RWeéEs⸗Anleihe auf 40 Millionen Reichsmark erhöht. Die Anz: 
leihe der Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Elektrizitätswerk Aktiengeſell⸗ 
ſchaft (Hinweis auf die Meldung in Nummer 46 des WB) iſt ins 
folge ſtarker Nachfrage von 25 Millionen Reichsmark auf 40 Mil⸗ 
lionen Reichsmark erhöht worden. 


Aufrechterhaltung von Lebensverſicherungen durch Sicherungs⸗ 
beiträge. Die Perſonen, die zum Wehrdienſt einberufen 
ſind, und die Perſonen, die von der Freimachung be⸗ 
troffen werden, können ihre Lebensverſicherungen 
durch Zahlung von Sicherungsbeiträgen aufrecht⸗ 
erhalten. Der Sicherungsbeitrag beträgt ein Viertel des 
Barbeitrags, der auf Grund des Verſicherungsvertrags auf 
einen Monat entfällt. „Barbeitrag“ iſt der Tarifbeitrag, der um 
den Gewinnanteil vermindert und um die Verſicherungſteuer ver⸗ 
mindert wird. Der Unterſchied zwiſchen dem vereinbarten 
Verſicherungsbeitrag und dem Sicherungsbei⸗ 
trag gilt als geſtundet. Der Sicherungsbeitrag kann als 
Beihilfe auf Grund des §7 der Einſatz⸗Familienunterſtützungs⸗ 
verordnung vom 1. September 1939 aus öffentlichen 
Mitteln gezahlt werden. 


Industeie 

Gasantrieb bei Dieſelmotoren. Deutſchland ift beſtrebt, Fahr⸗ 
zeugmotoren, die bisher mit flüſſigen Treibſtoffen (Benzin) be: 
trieben wurden, auf den Betrieb mit Treibgas umzuſtellen. 
Der Reichswirtſchaftsminiſter hat durch Runderlaß vom 10. Sep⸗ 
tember 1939 die Umſtellungspflicht der mit einem „roten Winkel“ ver⸗ 
ſehenen Vergaſer⸗Kraftfahrzeuge auf Treibgas ange⸗ 
ordnet. Die Umſtellung bon Vergaſer⸗Kraftfahrzeugen auf Treib⸗ 
gas beginnt bei Nutz⸗Kraftfahrzeugen von 1,5 Tonnen aufwärts. 
Die Daimler-Benz ⸗Werke teilen mit, daß auch ihre 
Die ſel motoren zur Umſtellung auf Flüſſiggas nicht umgebaut 
werden müſſen. Für den Umbau iſt nur ein Austauſch einiger 
Motorenteile erforderlich. Die Verſuche haben ergeben, daß mit 
der Verwendung von Gas ein Leiſtungsabfall nicht eintritt. Die 
Zündung des verdichteten Gasgemiſches erfolgt in der gleichen 
Weiſe wie beim normalen Dieſelmotorenantrieb. 


